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1 Aktuelles Seuchengeschehen (Fortlaufende Berichterstattung) 

Bericht  
der Landesregierung  
Vorlage 18/4707  

Vorsitzende Dr. Patricia Peill: Es wurde vereinbart, dass der Ausschuss in jeder Sit-
zung über das aktuelle Seuchengeschehen informiert wird. Wird das Wort ge-
wünscht? – Herr Schneider, bitte.  

René Schneider (SPD): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Ministerin! 
Erst einmal vielen Dank für die laufenden Informationen, die Sie hier immer wieder 
selbständig einbringen. Insofern wissen wir um das aktuelle Seuchengeschehen. Es 
hat uns gestern zusätzlich ein Schreiben des Landrates aus dem Kreis Olpe erreicht. 
Die Sprecher aller demokratische Fraktionen haben diesen Brief, auf den ich mich 
gerne beziehen würde, vermutlich zur Kenntnis genommen. Auch Sie kennen ihn, Frau 
Ministerin, weil er auch an Sie gegangen ist. 

Darin ist von Ihrem Treffen mit dem Herrn Landrat die Rede, das am 19.12.2025 statt-
gefunden haben soll. Dabei sollen Sie in wesentlichen Punkten übereinstimmende Po-
sitionen vertreten haben. Welche Positionen waren das? Sind diese auch hier wichtig? 
Es scheint dabei um den Austausch dazu gegangen sein, wie die ASP im Kreis Olpe 
zu bekämpfen sei. Gibt es etwas, was vielleicht noch nicht in dem Bericht der Landes-
regierung steht, aber für uns wichtig ist?  

Im Zentrum des Briefes, der an Sie persönlich und in Kopie an uns als Sprecherinnen 
und Sprecher der Fraktionen übersandt wurde, steht die Forderung des Landrates, 
das Land solle die Honorierung der Jagenden im Kreis Olpe übernehmen. Aktuell setzt 
der Kreis wohl Fangprämien oder Jagdprämien aus und hat dafür allein im Zeitraum 
von Oktober bis Dezember 2025 40.000 Euro verausgabt. Der Landrat des Kreises ist 
der Auffassung, dass die Tierseuchenbekämpfung unzweifelhaft eine Landesaufgabe 
sei, und fordert Sie auf, diese Kosten zu übernehmen. Wie stehen Sie zu dieser For-
derung? Ist auch das am 19.12.2025 schon besprochen und so vereinbart worden?  

Dietmar Brockes (FDP): Frau Ministerin, vielen Dank für den Bericht. Er fällt zwar 
kurz aus, aber ich mache mir schon große Sorgen angesichts des außerhalb des 
Schutzbereiches – 8 km entfernt – aufgetretenen Falls. Mich würde interessieren, in-
wiefern es dazu Erkenntnisse gibt.  

Man muss sich Sorgen darüber machen, ob die bisherigen Schutzmaßnahmen aus-
reichend waren. Gibt es Erkenntnisse darüber, ob das Wildschwein aus dem bisheri-
gen Bereich ausgebrochen ist? Wenn es so unterwegs war, dann müssen wir befürch-
ten, dass es noch weitaus mehr Fälle außerhalb des Schutzbereiches geben könnte  

Es wurde darauf hingewiesen, dass die Suchhundeteams wegen des Schnees nicht hät-
ten aktiv sein können und man jetzt auf Drohnen setze. Mir stellt sich die Frage, warum 
wir dort nicht schon viel eher mit Drohnen und Wärmebildkameras unterwegs waren. 
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Ministerin Silke Gorißen (MLV): Wir informieren Sie natürlich über das, was wir Ihnen 
als Abgeordnete im Einzelnen zu dem Vorgehen im Rahmen des Seuchengeschehens 
mitteilen können, und beantworten dann auch die aufkommenden Fragen. Wenn wir 
uns in Olpe treffen, handelt es sich jedoch um eine rein behördenseitige Zusammen-
kunft zur internen Abwicklung bzw. Verständigung. Das ist wichtig.  

Ich bilde dort dann immer extra den runden Tisch, weil ich persönlich es gut finde, in sol-
chen Krisensituationen auch einmal zusammenzusitzen und das nicht nur per Telefon 
oder auch per Videokonferenz zu machen. Das sind dann aber wirklich behördenin-
terne Angelegenheiten. Soweit dabei Ergebnisse erzielt werden, die für Sie interessant 
oder wichtig sind, geben wir diese selbstverständlich auch nach draußen.  

Zu der Frage des Aufwendungsersatzes. Wir hatten schon berichtet, dass wir die Bil-
ligkeitsrichtlinie erlassen haben. Sie wissen auch, dass unserem Haus vom Finanzmi-
nisterium 28 Millionen Euro überwiesen wurden, um die Situation der afrikanischen 
Schweinepestbekämpfung, dieser Tierseuchenbekämpfung, in den betroffenen Land-
kreisen gut managen zu können.  

Bei der Billigkeitsrichtlinie geht es in vielen Punkten um freiwillige Leistungen. Das ist 
klar. Es gibt Leistungen, bei denen man sagen könnte und dürfte, die Kreise müssten 
diese aus rechtlichen Gründen ganz allein stemmen, wenn man mit ihnen ohne Rück-
sicht auf Verluste umgehen würde – damit hat das Land streng genommen überhaupt 
nichts zu tun. Wir tun aber genau dies nicht, sondern haben eine Billigkeitsrichtlinie 
erlassen, um die Kreise entsprechend entlasten zu können. 

Wir stellen den Kreisen dafür vonseiten des Landes Millionenbeträge zur Verfügung, 
natürlich jeweils nach Vorlage der entsprechenden Abrechnungen. Bestimmte Punkte 
werden von uns auch komplett übernommen: Dazu gehören der Zaunbau und zum 
Beispiel die Kosten für die Hundesuchstaffel, für die schon enorme Beträge zu Buche 
schlagen. Das machen wir auch alles. Dann gibt es Beträge, die reine freiwillige Leis-
tungen sind, auf die also kein Anspruch besteht.  

Nachdem wir die Billigkeitsrichtlinie entworfen hatten, haben die Kreise sich dann aber 
zunächst entschieden, Ersatzgelder – so nenne ich das einmal – für die Bejagung von 
Schwarzwild auszuweisen. Dies haben sie in eigener Verantwortung getan, ohne dass 
das Land in irgendeiner Form beteiligt gewesen wäre. Sie haben sich auch überlegt: 
Welche Gelder wollen wir bezahlen? Was loben wir dafür aus? Wie helfen wir – das 
ist auch eine gute Sache –, um die Jagd zu unterstützen?  

Wir haben damals gesagt: Wir übernehmen den ganz großen Batzen, und zwar mit 
Millionenbeträgen. Wir reden hier, wie Sie soeben sagten – der Kreis hat das wohl 
geschrieben –, jetzt noch von 40.000 oder 50.000 Euro für einen entsprechenden Auf-
wendungsersatz. Es gibt bislang keine Absprache dazu, dass wir das übernehmen. 
Wir prüfen gerade, ob wir es vielleicht irgendwann erstatten. Das letzte Wort ist dazu 
jedoch noch nicht gesprochen. Wir müssen noch schauen, wie das in juristisch guten 
Bahnen verlaufen kann. 

Die Kreise haben uns darum gebeten, sie bei bestimmten Punkten zu entlasten. Dar-
über sind wir zurzeit miteinander im Austausch. Aktuell wird es jedoch noch nicht 
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übernommen. Ich möchte klar sagen, welchen enorme Betrag das Land zur Verfügung 
stellt, um den Kreisen die finanziellen Sorgen zu nehmen und sie gut aufzufangen. 
Das läuft über die Billigkeitsrichtlinie, die wir schon vorgestellt und meiner Meinung 
nach auch schon als Anhang an die Abgeordneten verschickt haben.  

Herr Abgeordneter Brockes, Sie fragten, ob man sich keine Sorgen machen müsse, 
wenn ein Tier 8 km entfernt vom Kerngebiet außerhalb des Zauns gefunden wurde. 
Dazu wird Frau Dr. Heesen später noch etwas sagen. Meiner Erinnerung nach ging es 
um einen Frischling, der möglicherweise irgendwann einmal durchgeflutscht ist. Das 
mit dem Abstand von 8 km ist in der Presse wohl etwas falsch wiedergegeben worden.  

Man muss immer damit rechnen, dass Kleinsttiere irgendwo einmal durch einen Zaun 
durchkommen, und auch damit, dass ein Frischling von einem Beutegreifer verschleppt 
und über den Zaun gezogen wird; auch das erlebt man. Da findet man auch schon 
einmal nur einen Teil, wie zum Beispiel ein abgerissenes Bein. Das ist einfach Natur. 
Da ist das Tierreich unterwegs, und damit gibt es auch entsprechende Beutegreifer.  

Warum haben wir nicht schon viel früher mit den Drohnen angefangen? Wir haben die 
Drohnen mit dem Ziel angeschafft – das haben wir in der vorherigen Ausschusssitzun-
gen klar erläutert –, ungefähr im Januar mit der Drohnenbefliegung anzufangen. Die 
ersten Flüge sind im Dezember gestartet, weil eine komplette Entlaubung des Waldes 
wichtig war. Solange der Wald im Laub steht, können Sie mit den Drohnen nämlich 
überhaupt nichts anfangen. Das entspricht den Erkenntnissen anderer Bundesländer, 
die schon länger mit der Bekämpfung der Afrikanischen Schweinepest zu tun haben.  

Ich habe etwas zu den Drohnen, dem Frischling und der Entfernung gesagt. Habe ich 
etwas vergessen?  

Vorsitzende Dr. Patricia Peill: Die Suchhundeteams. 

Ministerin Silke Gorißen (MLV): Suchhundeteams waren eingeschränkt unterwegs. 
Es sind also nicht alle, sondern es ist nur eine begrenzte Gruppe ausgerückt, weil wir 
diesen Menschen, die zu einem ganz großen Teil ehrenamtlich und seit Monaten fern-
ab von zuhause in unwegsamem Gelände unterwegs sind, eine kleine Erholungs-
pause über Weihnachten und Neujahr gönnen mussten. Wir brauchen die Leute 
schließlich auch weiterhin. 

Sie haben sich aber abgewechselt, und es sind immer welche unterwegs gewesen. Im 
Sauerland gab es massiven Schneefall. Es lag richtig hoch Schnee. Auch das schränkt 
die Suchen selbstverständlich ein. Nichtsdestotrotz ist alles weitergelaufen und wird 
mit dem Abtauen des Schnees wieder wesentlich leichter werden, als es war, solange 
man im gebirgigen Gelände bis zu den Knien im Schnee stand. Auch dabei spielen die 
Natur und die Wetterverhältnisse einfach mit hinein.  

LMR’in Dr. Sylvia Heesen (MLV) Frau Ministerin! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Herr Brockes, zu Frau Ministerin Gorissens Ausführungen bleibt mir eigentlich nicht 
viel zu ergänzen, ich wollte aber etwas bezüglich der zitierten 8 km aufklären. Dabei 
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handelt es sich um den Abstand des letzten Fundes eines positiven Tieres zur Grenze 
der Sperrzone II, nicht aber um den Abstand zum Zaun, also zum Kerngebiet, und 
diese 8 km sind für uns wichtig. 

Sie erinnern sich: Ende 2025 waren wir in Siegen-Wittgenstein viel näher an der 
Grenze zur Sperrzone II. Damals bestand die Befürchtung, dass der SCoPAFF, der 
Tiergesundheitsausschuss auf europäischer Ebene, sagt: Ihr müsst Kerngebiet erwei-
tern und die Sperrzone II auf die Sperrzone I ziehen.  

Nach Rücksprache mit dem Bundesministerium sind 8 km eine solch lange Strecke, 
dass derzeit keine Befürchtungen bestehen, der SCoPAFF, der nächste Woche wieder 
tagt, würde uns hier weitergehende Maßnahmen aufdrücken. Diese Entfernung gilt 
noch als relativ sicher. Der Abstand zur Kerngebiet beträgt unter 2 km. Das möchte 
ich noch einmal richtigstellen.  

Auf der anderen Seite teile ich die Befürchtungen, die Herr Brockes hier angesprochen 
hat. Wir wissen im Moment gar nicht, was in dem Gebiet los ist. Frau Ministerin hat es 
soeben noch einmal gesagt: Dort liegt meterhoher Schnee. Ich habe mir gestern die 
Bilder der WSVG dazu angeschaut. Suchen oder Zufallsfunde sind so gut wie nicht 
möglich. Wenn man das Kerngebiet jetzt erweitert, ist das natürlich schwierig. Der 
Kreis Olpe ist gerade dabei. Man muss sich beim weitergehenden Zaunbau sozusagen 
auf Ahnungen verlassen und hoffen, dass der Zaun an der Stelle hält.  

Zu den Frischlingen. Wie Frau Ministerin gesagt hat, können diese auch selbst durch 
den Zaun witschen. Das darf man nicht vergessen. Wir hatten das Kerngebiet an der 
Stelle bereits einmal erweitert. Es ist nicht ausgeschlossen, dass während der Zaun-
baumaßnahmen an der einen oder anderen Stelle einmal ein Schwein durchgeht. Wel-
che Auswirkungen das auf die übrigen Wildschweine in dem Gebiet hat, werden wir 
jedoch erst sagen können, wenn der Schnee zurückgeht.  

René Schneider (SPD): Die 28 Millionen Euro vom Finanzminister sind letzten Endes 
die Anerkenntnis der Verantwortung, die wir als Land und auch Sie als Ministerin für 
die Bekämpfung der Afrikanischen Schweinepest und die Tierseuchenbekämpfung 
insgesamt tragen. Deswegen stoßen wir uns immer ein Stück weit daran, wenn Sie 
sagen: Wir entlasten die Kreise. – Das klingt in unseren Ohren immer sehr gönnerhaft, 
dabei liegt es in Ihrer Verantwortung. Die Kreise machen die Arbeit, aber diese Tier-
seuchenbekämpfung ist eine Landesaufgabe.  

Wenn die Kreise auf Kosten sitzen bleiben – danach sieht es aus –, dann ist das immer 
auch eine Mogelpackung. 28 Millionen Euro hören sich gigantisch viel an, aber wenn 
die Kreise am Ende auf Kosten sitzen bleiben, die durch die Erfüllung einer Aufgabe 
verursacht worden sind, die Ihnen als Ministerin obliegt, dann ist das ein Problem.  

Deswegen frage ich noch einmal nach: Wenn die Bejagung des Wilds das Mittel der 
Wahl ist – das schreibt auch der Landrat des Kreises Olpe –, dann kann man zwar 
sagen: Die Jäger haben ein ureigenes Interesse, die machen es schon sowieso. Man 
kann aber auch ein Anreizsystem schaffen und anbieten: Ihr bekommt auch etwas 
dafür. – Der Kreis hat sich für Letzteres entschieden, unserer Meinung nach einerseits 
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aus Verantwortung, andererseits aus der Erfahrung heraus, dass es der gangbarere 
Weg ist, weil die Jägerinnen und Jäger dann sehr viel motivierter sind, zu Werke zu gehen.  

Sie sagen: Wir prüfen einmal, ob wir da etwas fördern können. – Das klingt einerseits 
gönnerhaft, andererseits wundere ich mich auch, weil der Landrat in dem Brief an Sie 
schreibt, – ich zitiere –: Ihre Zusage einer entsprechenden Finanzierung sichert diesen 
wichtigen positiven Anreiz zur Bekämpfung der ASP und entkoppelt ihn von kommu-
nalpolitischen Beschlusslagen und kommunalen Sparzwängen. – Zitat Ende. 

Das klingt für mich nach sehr viel mehr als Aussagen wie: Ich nehme das mal mit. Ich 
lasse es mal prüfen. – Eigentlich ist das schon eine Zusage. Daraus folgt die Frage, 
ob dies nicht auch als eine Zusage für alle anderen Gebiete gelten müsste, in denen 
vielleicht noch kein Bonussystem zur Anwendung kommt. 

Ich habe noch einen zweiten Punkt. Wir machen Ihnen schon länger den Vorwurf, dass 
Sie sehr auf den Agrarbereich bzw. auf Landwirtinnen und Landwirte fokussiert sind 
und schauen, dass es dort läuft. Das ist wichtig – überhaupt keine Frage. Nach wie vor 
gilt aber: Die Informationskampagne für Wanderer, beispielsweise auf dem Rothaar-
steig, ist ein Punkt, den Sie ins Auge fassen müssen. Sie müssen die Leute darüber 
informieren, dass sie in diesen Gebieten eben auch als Wanderer eine Verantwortung 
für die Ausbreitung der Tierseuchen tragen bzw. ein Risiko darstellen.  

Sie sagen vielleicht: Das ist total wild. Andere Bundesländer machen es jedoch vor. 
Das Land Hessen beispielsweise informiert auf Fernverkehrsstraßen Lkw-Fahrer und 
die Bevölkerung insgesamt, die davon anscheinend nichts mitkriegt. Das ist für uns 
unvorstellbar, weil wir uns damit beschäftigen, aber es ist nun einmal so. Daher gehört 
es aus unserer Sicht zur Tierseuchenbekämpfung, dass auch Sie das angehen, und 
zwar sowohl auf dem Rothaarsteig als auch an den Fernverkehrsstraßen. Das wäre 
ein wichtiges Element, um der aktuellen Lage nicht immer hinterherzuhecheln, son-
dern in der Tierseuchenbekämpfung auch einmal vor die Lage zu kommen.  

Das Wetter bzw. der Schnee kommen noch obendrauf und gestalten das ganze Un-
ternehmen noch komplexer und schwieriger. Dies gestehen wir Ihnen zu. Tun Sie aber 
bitte die Dinge, die Sie tun können, weil das Geld hoffentlich vorhanden ist, auch wenn 
wir bezweifeln, dass die 28 Millionen Euro am Ende dafür sorgen, dass Kreise und 
Kommunen nicht doch wieder auf den Kosten sitzen bleiben. 

Dietmar Brockes (FDP): Frau Ministerin und Frau Dr. Heesen, vielen Dank für die 
Ausführungen. Es macht mich nicht hoffnungsvoller, dass Sie meine Sorgen teilen, 
Frau Dr. Heesen, wenn es um die Frage geht, ob wir es schaffen, die Seuche einzu-
grenzen. Ich weiß es nicht und glaube dem Beispiel von Frau Ministerin mit dem Greif-
vogel, der dem Frischling über den Zaun hilft, noch nicht so ganz. Ich mache mir eher 
Sorgen, dass der Zaun durchlässig sein könnte. Sie wollen ihn jetzt erweitern. Heißt das 
auch „elektrifizieren“? Ich halte es für wichtig, dass er durchgehend elektrifiziert ist. 

Zu den Drohnen. Ja, bei Belaubung ist es schwierig, aber diese ist nicht erst seit Ja-
nuar vorbei, Frau Ministerin. Die Bäume haben das Laub lange gehalten, aber im 
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Dezember hätte man auch schon Drohnen einsetzen können. Ich weiß nicht recht, ob 
wirklich alle notwendigen Maßnahmen ergriffen werden.  

Ich komme zum letzten Punkt und damit zu einem anderen Thema, der Geflügelpest. 
Mit Stand vom 6. Januar 2026 gab es noch zwölf aktive Fälle. Meines Wissens hat 
sich dies inzwischen verändert, und sowohl Viersen als auch Krefeld sind jetzt raus. 
Könnten Sie uns bitte einen aktuellen Stand geben? 

Norwich Rüße (GRÜNE): Das passt ganz gut, weil ich etwas zur Geflügelpest nach-
fragen wollte. Alle in dem Bericht genannten Fälle sind in größeren Beständen aufge-
treten. Diese sind in Relation zu der Anzahl der Geflügelhaltungen insgesamt zu set-
zen. Bei den Tieren in vielen sogenannten Hobbyhaltungen oder Mobilställen, die zu-
dem draußen gehalten werden – das haben wir in NRW glücklicherweise so beibehal-
ten –, besteht theoretisch eine viel größere Gefahr, dass das Virus in den Bestand 
hineinkommt, wenn es denn von Wildvögeln übertragen wird. Es erstaunt mich total.  

Ich weiß nicht, wie viele größere Bestände mit mindestens 10.000 Puten oder 40.000 
Hähnchen es in NRW gibt; vielleicht sind es 1.000 Bestände. Bekanntlich sind 106.000 
Hühnerhaltungen bei der Tierseuchenkasse gemeldet. Vermutlich gibt es noch einmal 
genauso viele nicht gemeldete. Das könnte ich mir vorstellen. Bei dieser Relation wun-
dert es mich, dass in der Presse ganz selten von Fällen zu lesen ist, in denen kleine 
Bestände betroffen sind. Das passt eigentlich überhaupt nicht in die Statistik. Die Er-
wartung wäre eigentlich eine andere. Woran liegt das?  

Ministerin Silke Gorißen (MLV): Ich fange hinten an, mit der Frage des Herrn Abge-
ordneten Rüße. Dazu hatten wir schon einmal ausgeführt. Wir können nur mutmaßen, 
woran das liegt. Tatsächlich treten die meisten Fälle in geschlossenen Stallungen und 
in den großen Haltungen mit vielen Tausend Tieren auf.  

Wir gehen davon aus, dass die Tiere, die mehr Auslauf bekommen, auch draußen an 
der frischen Luft sind und größere Abstände haben, sich also besser bewegen können, 
bei solchen Einträgen schlichtweg robuster sind und nicht so schnell erkranken wie in 
den großen Haltungen. Sie stehen auch nicht so nah beieinander, wie wir das zum 
Beispiel im Freilandbereich haben.  

Wir glauben vor allem, dass die Tiere einfach gesünder sind, weil die sich viel bewegen 
können, viel draußen sind und dadurch auch eher resistent reagieren, selbst wenn das 
Virus in der Nähe ist, als wenn es über die Luft den Eintrag in die großen Stallungen 
findet, wo die Tiere sowieso alle aufgestallt sind. Das ist unser Erklärungsansatz, der 
von den meisten geteilt wird.  

Die Kleinen sind viel seltener betroffen. Es kommt auch vor, ist aber seltener der Fall. 
Es ist vor allem dort geschehen, wo bekanntermaßen auch einmal eine Wildgans lan-
det und auch nicht oben abgedeckt worden war. Es gehört zu den wichtigen Sicher-
heitsmaßnahmen aufzupassen, dass Wildgeflügel keinen Zugang ins Gehege findet 
und es keine direkte Kontaktaufnahme mit anderem Geflügel sowie zu Futter oder Ein-
streu gibt. In Gebieten, in denen Fälle auftraten, war es oftmals möglich, dass sich die 
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Tiere mit den Wildvögeln mischten. Aber ansonsten ist es so, wie Sie das gerade ausge-
führt haben. 

Herr Brockes, zu dem Zaun. Im Sauerland stehen die besten Zäune, die man sich 
vorstellen kann. Andere Länder haben sich genau angeschaut, wie wir die Zäune dort 
gebaut haben, und gesagt: Das sind tolle Zäune. Sie sind hochstabil und in weiten 
Teilen elektrifiziert.  

Wir haben von Anfang an gesagt: Wir haben es bei der Afrikanischen Schweinepest 
mit einer Tierseuche zu tun, die in der freien Natur stattfindet und bei der wir nicht in 
landwirtschaftliche Betriebe gehen und Bestandsräumungen vornehmen können. Die 
Tiere bewegen sich im Wald. Sie stellen sich nicht dahin und sagen: Hier bin ich. Un-
tersuch mich. Erschieß mich. Die Tiere bewegen sich, und man muss sie finden.  

Es sind auch keine zu 100 % abgeriegelten Gebiete, insbesondere dort, wo die Tiere 
sich bewegen. Es könnten einfach mehr von den ganz Kleinen durchgeschlüpft sein. 
Nach wie vor existiert die Problematik, dass ein Tier zumindest in Bestandteilen von 
Beutegreifern verschleppt werden kann. Das gehört dazu und lässt sich auch nicht 
wegdiskutieren. Es ist einfach so.  

Wir haben es hier mit der Natur zu tun. Da geht keiner bei Edeka einkaufen, sondern 
der eine muss vom anderen leben und auch mal ein Tier jagen, töten und dann ver-
schleppen oder fressen. Das alles gehört zur Natur. Mit den entsprechenden Konse-
quenzen muss man dann arbeiten.  

Herr Schneider, Sie sagen: Man muss vor die Welle kommen. – Ich antworte Ihnen 
ganz klar: Die WSVG sowie unsere Ehrenamtlerinnen und Ehrenamtler leisten dort 
unten eine enorm gute Arbeit. Das ist hochprofessionell. Die Rheinland-Pfälzer unter-
stützen uns dabei auch mit weiteren Teams, und das läuft da wirklich richtig gut.  

Auch die Behörden, die ein Auge darauf haben, wie das bei uns in Nordrhein-Westfa-
len funktioniert, egal ob das über das Bundesministerium oder die Kommission in Brüs-
sel läuft, sind hochzufrieden. Wir müssen alles vorlegen bzw. darlegen; das wird alles 
genau beobachtet und ist gut.  

Wir liegen mit Stand vom 12. Januar 2026 bei 305 bestätigten ASP-Fällen. Schauen 
Sie mal, was zum Beispiel in Hessen los ist. Dort gehen die Fallzahlen in die Tausende. 
Es erzeugt ein völlig falsches Bild, wenn Sie so tun, als würden wir dieser Situation 
irgendwie hinterherrennen. Hier läuft es mit der Seuchenbekämpfung gut.  

Wir haben aber von Anfang, auch schon in der allerersten Pressekonferenz im Som-
mer, gesagt: Wir gehen demnächst in den Zaunbau und werden immer wieder Erwei-
terungen vornehmen müssen. Es liegt nämlich in der Natur der Sache, dass man im-
mer wieder einmal auch woanders ein infiziertes Tier findet. Das ist so. Das gehört 
zum Seuchengeschehen, und das kann auch niemand ausschließen. Das wäre abso-
lut vermessen.  

Wenn hier jemand ein solcher Vollprofi ist, dass er uns sagen kann, wie es funktioniert, 
darf sich dieser gern melden und es uns erklären. Ich bin sehr dankbar dafür, wie das 
vor Ort in der Zusammenarbeit mit den Profis, mit den Jägerinnen und Jägern und mit 
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einem enorm guten Austausch mit den Behörden läuft. So soll es auch weitergehen. 
Wir werden das Bestmögliche tun, um die Seuche auszulöschen, aber es dauert auch 
seine Zeit, und es kommen erschwerte Bedingungen hinzu. 

Wir sind für das Wetter nicht verantwortlich und können es auch nicht abstellen, son-
dern nur damit umgehen. Das muss man zur Kenntnis nehmen und das Beste daraus 
machen. Genau das wird auch getan.  

Zu der Frage, wie man das Geld bezahlt. Blenden Sie bitte nicht aus, dass wir dafür 
auch immer korrekte rechtliche Grundlagen schaffen müssen. Wir können nicht ein-
fach sagen: Sag uns, was du kriegst, und wir bezahlen alles. Auch bei uns wird kon-
trolliert, wie das Land mit seinen Mitteln umgeht und wofür diese ausgegeben werden. 
Der Landesrechnungshof schaut sich so etwas an.  

Wir haben eine Billigkeitsrichtlinie erstellt, die rechtlich fundiert abgesichert sein 
musste. Wenn der Kreis dann beschließt, noch andere Maßnahmen zu treffen, dann 
müssen wir prüfen: Gibt es eine Möglichkeit, auch da zu entlasten?  

Ich finde es wirklich schade – vor allem Sie als Abgeordnete haben diese Mittel doch 
als Haushaltsgesetzgeber im Blick –, dass man nicht sagen kann: Mensch, wir als 
Land entlasten hier wirklich stark. Wir lassen hier niemanden im Regen stehen, sonst 
täten wir das alles nicht. Wir stehen permanent im Austausch und sind nicht gönner-
haft, und zwar niemals.  

Sie wissen, dass ich selbst als Landrätin tätig war. Ich weiß, was es für die Kreise 
heißt, Aufgaben bewältigen und finanzieren zu müssen. Wir machen dies sehr auf Au-
genhöhe, aber auch so, dass es korrekt läuft. Denn wenn wir geprüft werden, dann 
muss das stimmen. Auch wir müssen mit unserem Geld gut klarkommen. Wir haben 
ordentlich berechnet, was wir erst einmal brauchen und tauschen uns dazu mit den 
Kreisen aus. Ich bitte daher darum, es zu unterlassen, uns zu unterstellen, wir würden 
uns gönnerhaft bewegen. Es ist einfach völlig daneben, das so auszudrücken.  

Zu den aktuellen Fällen. Bei der HPAI bzw. der Geflügelpest sind es in Nordrhein-
Westfalen insgesamt 42 Fälle. Mit Stand vom 12. Januar 2026 sind noch sechs aktiv. 
Die Räumungen sind jedoch schon lange gelaufen, wir haben also Stand heute keinen 
Fall bzw. Verdachtsfall mehr, bei dem es den betroffenem Geflügelbestand noch gäbe. 
Die Räumungen sind schon durch, aber die entsprechenden behördlichen Anordnun-
gen dauern noch länger an. Bei der ASP gibt es wie gesagt 305 bestätigte Fälle.  

René Schneider (SPD): Frau Ministerin, Sie selbst heben die Zahlen hervor: Bei uns 
sind es rund 300, anderswo mehrere Tausend. Sie sagen, es laufe besonders gut, 
wobei Sie soeben noch geschildert haben, man könne wegen des Schneetreibens 
schlecht sehen und wisse nicht genau, was da draußen passiert. Na gut, vielleicht 
haben die niedrigen Zahlen auch noch andere Gründe, aber ich gehe einfach einmal 
davon aus, dass es an der guten Seuchenbekämpfung liegt, weil auch ich die Arbeit 
der Menschen da draußen sehr schätze. Um diese geht es mir gar nicht.  

Unter den Leute draußen an der Front ist auch der Landrat Theo Melcher, der das 
beobachtet und die Bejagung mit Prämie für ein adäquates Mittel zur Bekämpfung der 
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afrikanischen Schweinepest hält. Der Kreis ist deswegen in die finanzielle Verantwortung 
gegangen. Sie loben die Zahlen. Der Schlüssel zu diesen ist doch unter anderem die 
Bejagung vor dem Hintergrund dieser Prämie. Wir verstehen nicht, an welcher Stelle der 
Landesrechnungshof ein Problem mit der adäquaten Bekämpfung der Afrikanischen 
Schweinepest haben sollte, die von den Kreisen genauso durchgeführt wurde.  

Wenn Sie die Zahlen anerkennen, muss dies doch auch für Weg dahin gelten. Dann 
müssten Sie eigentlich sagen: Natürlich werden wir diese Kosten für die Kreise über-
nehmen, weil es zu diesem von Ihnen gelobten Bekämpfungserfolg geführt hat. Diesen 
Punkt wollen wir hier machen: Es bedarf keiner großen Prüfung, ob es richtig und sinn-
voll ist.  

Der Landesrechnungshof prüft sicherlich immer, aber noch einmal: Wo sollte das Prob-
lem liegen? Bei einer adäquaten Bekämpfung der Afrikanischen Schweinepest wird es 
aber auch vom Landesrechnungshof keinen Einwand dagegen geben, die Mittel dafür 
einzusetzen. Ich wollte diesen Punkt hier einmal ausführen, damit Sie den mitnehmen 
und entsprechend in Richtung der Kreise handeln.  

Sie sind die Antwort zu der Informationskampagne, den Wanderern, dem Rothaarsteig 
und den Fernverkehrsstraßen schuldig geblieben. Diesbezüglich fehlt uns tatsächlich 
eine ganze Menge. Das könnte nämlich bei der Bekämpfung der Afrikanischen 
Schweinepest helfen, auch wenn Sie diese schon jetzt als so sehr erfolgreich loben. 
Es wären Bausteine, die diese noch erfolgreicher machen können.  

Ministerin Silke Gorißen (MLV): Wissen Sie, Herr Schneider, Sie sollten aufhören, 
einem das Wort im Mund herumzudrehen. Ich lobe mich nicht dafür, dass wir so er-
folgreich sind, sondern sage nur, dass die Bekämpfung der Afrikanischen Schweine-
pest aufgrund eines hochprofessionellen Agierens vor Ort bisher gut gelaufen ist.  

Frau Dr. Heesen und ich haben auch gesagt, dass dabei immer Unwägbarkeiten blei-
ben und es jederzeit zu einer Verschleppung oder woanders zu einem Ausbruch kom-
men kann. Davor ist niemand gefeit. Ich lobe hier nicht mich, sondern den enorm guten 
Einsatz da unten und dass man die Situation dadurch bislang im Griff behalten hat. 

Vielleicht noch ein Punkt zu der Aufklärung. Sie sagen, es sei meine Aufgabe, vor Ort 
jeden Wanderweg zu bestücken. Wir haben schon vor Monaten mit den Kreisverwal-
tungsbehörden besprochen, dass dort in Restaurants und Hotels sowie an Wander-
wegen Aushänge zur Aufklärung angebracht werden sollen, und zwar in verschiede-
nen Sprachen und dort, wo ausländische Arbeiter im Wald unterwegs sind.  

Es ist zudem ein hochtouristisches Gebiet mit einer Vielzahl an Touristen. Wir spre-
chen hier doch nicht nur von den Einwohnern. Das wäre einfach, weil diese wissen, 
was dort los ist, und wir sie auch erreichen. Es machen jedoch jede Woche zig andere 
Leute dort Urlaub, die nicht Bescheid wissen.  

Die Behörden haben damals gesagt: Ja, wir gehen das direkt an, machen die Aus-
hänge und das auch in verschiedenen Sprachen. Es waren alle dabei, und wir waren 
früh dran und haben gesagt: Wir müssen informieren und zusehen, dass die Leute auf 
den Wegen bleiben und nicht durch die Wälder gehen. Das alles läuft bereits.  
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Wir stehen sowieso immer im Austausch mit den Behörden. Es ist nicht so, als hätten 
wir die Hände in den Schoß gelegt und niemand hätte über nichts informiert. Das läuft 
doch alles vor Ort. Wenn man gute Ideen hat, kann man diese immer auch anbringen. 
Aber es ist auch wichtig, dass das dort unten läuft. Wir sprechen über unfassbar lange 
Wegenetze. Wir können nicht an jeden Baum irgendetwas hängen, es wurde jedoch 
schon an ganz vielen Stellen dafür Sorge getragen.  

Ich möchte noch einmal betonen, dass wir insbesondere über das Referat Tierseu-
chenbekämpfung aus meinem Fachbereich heraus in einem permanenten Austausch 
mit den Behörden vor Ort stehen. Wir leben bei der Seuchenbekämpfung nicht in zwei 
verschiedenen Welten.  

Auch bezüglich der Gelder, die an die Jäger bezahlt worden sind, stehen wir im Aus-
tausch, und es befindet sich in der Prüfung. Das habe ich bereits gesagt. Wir werden 
uns dazu verhalten und zu gegebener Zeit auch noch einmal darüber sprechen. Wir 
tauschen uns unmittelbar mit den Jägern aus und werden jetzt noch einmal zu einer 
Veranstaltung einladen. Es ist schon im Dezember vereinbart worden, dass wir als 
Ministerium uns mit den Jägern zusammensetzen. 

Daran kann man erkennen, dass das mit allen Beteiligten Hand in Hand geht und die 
Anliegen von vor Ort aufgenommen werden. Bislang sind wir meines Erachtens sehr 
gut mit diesem engen Miteinander gefahren.  
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2 Künstliche Intelligenz in der Nutztierhaltung sinnvoll einsetzen – Tierwohl 

steigern, Prävention stärken, Betriebe entlasten  

Antrag  
der Fraktion der FDP  
Drucksache 18/14020  

Ausschussprotokoll 18/1077 (Anhörung vom 24.11.2025)  

(Überweisung an den Ausschuss für Umwelt, Natur- und Ver-
braucherschutz, Landwirtschaft, Forsten und ländliche Räume 
am 04.06.2025) 

Vorsitzende Dr. Patricia Peill erinnert daran, dass heute die Auswertung der Anhö-
rung sowie die abschließende Beratung und Abstimmung stattfänden.  

Dietmar Brockes (FDP) stellt fest, die Nutzung von KI befinde sich an einem wesent-
lichen Punkt. Sie entwickele sich weg von einer Phase der Erprobung in Pilotprojekten 
und hin zu einer Basistechnologie der Landwirtschaft. Daher stelle sich die Frage, ob 
NRW in dieser Entwicklung vorangehen oder nur mitlaufen wolle. Die Anhörung habe ge-
zeigt, was schon stattfinde und welche Chancen die Technologie für das Tierwohl, die 
Prävention von Krankheiten und die Entlastung von bürokratischen Aufgaben berge.  

So könnten zum Beispiel in der Geflügelmast Stressphasen, Fütterungsprobleme oder 
auch Klimaabweichungen früher erkannt werden. Entsprechende Maßnahmen könn-
ten bis zu 48 Stunden eher eingeleitet werden als ohne den Einsatz der KI. 

Auch wenn die regierungstragenden Fraktionen stets sagten, es werde bereits alles 
getan, um die Technologie zu erproben und zu fördern, bitte er um Zustimmung zu 
dem Antrag seiner Fraktion. Dabei gehe es nicht zwingend um finanzielle Unterstüt-
zung, sondern vor allem um die notwendige Aufmerksamkeit für die Technologie und 
darum, den Landwirtinnen und Landwirten die damit verbundenen Chancen aufzuzei-
gen. Ziel müsse es sein, dass die Technologie in der Breite eingesetzt werde, um den 
Betrieben eine bessere Perspektive für die Zukunft zu eröffnen.  

Bianca Winkelmann (CDU) betont, auch sie halte KI in der Landwirtschaft für ein 
wichtiges und zukunftsträchtiges Thema. Mittlerweile nehme dieses in der Nutztierhal-
tung einen breiten Raum ein und berge ein großes Potenzial. Allerdings halte sie die 
Technologie mit Blick auf Praktikabilität für noch nicht ausgereift. 

Der Antrag suggeriere, das Thema würde gegenüber der breiten Masse der Betriebe 
nicht ausreichend vermittelt. Im Versuchs- und Bildungszentrum der Landwirtschafts-
kammer Nordrhein-Westfalen Haus Düsse laufe dagegen bereits vieles, was auch vom 
Land unterstützt und mitfinanziert werde. Diese Anstrengungen bewerte sie als richtig 
und wichtig, es gelte jedoch, anzuerkennen, dass unter anderem einige technische 
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Schnittstellen bisher nicht so gut funktionierten, dass die Aussagen der Systeme valide 
ausgewertet werden könnten.  

Der Einsatz von Frühwarnsystemen werde derzeit in der Praxis erprobt, und es lägen 
erste gute Ergebnisse vor. Daher unterstütze ihre Fraktion dies auch weiterhin. Der 
Mensch müsse jedoch immer noch den Blick auf das Tier behalten, um die Schwach-
stellen der KI zu erkennen. Immerhin gehe es um Lebewesen, und die KI gebe noch 
nicht in allen Feldern valide Handlungsempfehlungen aus.  

Norwich Rüße (GRÜNE) merkt an, der Antrag beschäftige sich mit einer Technologie, 
die aufgrund des bereits erreichten Entwicklungsfortschritts keine Anschubförderung 
mehr brauche. In der Anhörung seien viele Beispiele für das genannt worden, was 
bereits passiert oder noch im Gange sei.  

Tatsächlich finde KI noch nicht in der Breite der Nutztierhaltung Anwendung. Allerdings 
wundere ihn die Initiative der FDP-Fraktion ein wenig. Immerhin setze diese sich an-
sonsten immer dafür ein, dass sich technologische Verfahren am Markt bewährten und 
durchsetzten. Dies sei in diesem Fall bisher deshalb nicht erfolgt, weil die entspre-
chenden Methoden und Programme nicht so gut funktionierten, wie vom Sprecher der 
FDP-Fraktion behauptet.  

Die wissenschaftliche Validierung stehe noch aus, sodass bei Erfolgen noch von Zu-
fallstreffern gesprochen werden könne. Darin liege auch der Unterschied zum Acker-
bau, wo die KI sich schon stärker durchgesetzt habe.  

In dem Antrag werde die KI als das Instrument gepriesen, mit dem die Probleme in der 
Tierhaltung gelöst werden könnten. Es stehe jedoch infrage, ob die wichtigsten Prob-
leme damit überhaupt adressiert würden. Bei der unter TOP 1 diskutierten Tierseu-
chenbekämpfung etwa spiele möglicherweise eher die Haltungsgröße eine Rolle.  

Zudem würden die Ergebnisse der Borchert-Kommission zwar seit circa sieben Jahren 
diskutiert, aber nicht umgesetzt. Die Bäuerinnen und Bauern hätten derzeit außerdem 
keine Lust zu investieren, insbesondere nicht in der Schweinehaltung. Eine größere 
Klarheit in den oben genannten Feldern könne sowohl Investitionen als auch das mit 
dem Antrag verfolgte Ziel befördern.  

René Schneider (SPD) stimmt der Einschätzung zu, dass KI in der Nutztierhaltung 
künftig eine Rolle spielen werde. Da der Antrag aber weder eine finanzielle Förderung 
noch neue Vorschriften fordere, verstehe er nicht, was genau der Landtag in dieser 
Sache regeln könne. Sicherlich könne mehr für die Technologie geworben werden. 
Diese müsse sich jedoch zunächst rentieren und werde sich dann ganz unabhängig 
von dem Erfolg des vorliegenden Antrags ohnehin am Markt durchsetzen.  

Dietmar Brockes (FDP) kritisiert die seines Erachtens von den regierungstragenden 
Fraktionen erwartungsgemäß reflexhaft an den Tag gelegte und nicht gut begründete 
Haltung. Es gelte, die Vorteile der Technologie stärker zu betonen. Leider sei das Wis-
sen darüber bei den Betrieben noch nicht in der Breite angekommen. Wenn Landwirte 
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wüssten, dass die Anschaffung einer solchen Anlage sich in der Geflügelhaltung in-
nerhalb eines Jahres amortisiere, würde dies viele überzeugen, selbst entsprechend 
tätig zu werden.  

Eine Notwendigkeit staatlichen Handelns sehe er insbesondere beim Breitbandaus-
bau. Eine schnelle Internetverbindung werde an jeder Milchkanne benötigt. Wo sie 
fehle, stelle dies ein enormes Handicap dar. Daher müsse die Landesregierung für 
eine entsprechende Infrastruktur sorgen. 

Norwich Rüße (GRÜNE) entgegnet, Geflügelhalter würden KI sicherlich einsetzen, 
wenn diese sich tatsächlich innerhalb eines Jahres rentierte. Die Sachverständige, die 
der Sprecher der FDP-Fraktion zitiert habe, vertrete ein Unternehmen, das selbst sol-
che Systeme verkaufe. Er halte es daher für wenig verwunderlich, dass sie von einem 
funktionierenden und sich schnell rentierenden System gesprochen habe.  

Träfe diese Einschätzung zu, hätten die führenden Köpfe in der Geflügelindustrie, die 
sehr gut und zugleich sehr hierarchisch organisiert seien, längst dazu geraten, wie 
schon in anderen Bereichen, etwa bei den Melkrobotern und der automatischen Füt-
terung. Bäuerinnen und Bauern überlegten auch selbst sehr genau, wann Dinge in 
ihrem Betrieb funktionierten und sich rentierten. Die Anhörung habe gerade bezüglich 
der Funktionstauglichkeit der KI noch Fragen offen gelassen. 

Um Forschungsförderung gehe es tatsächlich nicht mehr. Dies habe sich erledigt. Den-
noch werde die Durchsetzung am Markt noch etwas Zeit in Anspruch nehmen. Auch 
beim Melkroboter habe dies ein bisschen gedauert. Der Markt werde darüber in den 
kommenden Jahren entscheiden, wenn die Geräte billiger würden. Das Gleiche gelte 
etwa auch bei Feldrobotern, die bei fallenden Preisen sicherlich auch häufiger einge-
setzt werden würden.  

Markus Höner (CDU) nimmt auf die Aussage des Sprechers der FDP-Fraktion Bezug, 
es gehe um die Aufmerksamkeit und nicht um finanzielle Mittel. Die Technologien er-
hielten jedoch schon allein dadurch Aufmerksamkeit, dass sie die Betriebsleiter ent-
lasteten. Sollten sie sich in den Betrieben tatsächlich innerhalb eines Jahres amorti-
sieren, brauche es keinen politischen Beschluss. Es gelte eher, vorhandene Hemm-
schuhe aus dem Weg zu räumen, um die Digitalisierung weiter voranzutreiben.  

Im ersten Beschlusspunkt des Antrags werde gefordert, digitales Tierwohlmonitoring 
einzuführen. Die Fachleute in der Anhörung hätten den Mehrwert bei diesem System 
jedoch noch nicht für gegeben gehalten. Sie hätten auch aufgezeigt, dass zum Teil 
schon gemacht werde, was in dem Antrag gefordert werde, oder es eben nicht gemacht 
werden müsse. Er halte die Ablehnung des Antrags daher keineswegs für reflexhaft. 

Der Ausschuss lehnt den Antrag mit den Stimmen der Frakti-
onen von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die 
Stimme der FDP-Fraktion bei Enthaltung der Fraktionen von 
SPD und AfD ab.  
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3 Strategie ohne Mittel, Planung ohne Termin – Landeswasserstrategie end-

lich konkretisieren  

Antrag  
der Fraktion der FDP  
Drucksache 18/16208  

Vorlage 18/4677  

(Überweisung an den Ausschuss für Umwelt, Natur- und Ver-
braucherschutz, Landwirtschaft, Forsten und ländliche Räume 
am 05.11.2025) 

Vorsitzende Dr. Patricia Peill: Die Landesregierung hat am 22. Dezember 2025 den 
Referentenentwurf der Zukunftsstrategie Wasser Vorlage 18/4677 übersandt. Die ab-
schließende Beratung über den Antrag soll gemäß dem in der Sitzung vom 10. De-
zember 2025 gefassten Beschluss heute erfolgen. Gibt es hierzu Wortmeldungen? – 
Herr Brockes und Herr Schneider.  

Dietmar Brockes (FDP): Vielen Dank. – Frau Vorsitzende! Herr Minister, ich habe 
mittlerweile schon fast ein schlechtes Gewissen, weil ich Sie mit dem Antrag anschei-
nend so sehr getrieben habe, dass Sie Ihrem Abteilungsleiter irgendwann gesagt ha-
ben: Egal, was für ein Papier das ist, schreiben Sie „Landeswasserstrategie“ darüber 
und reichen Sie es dem Brockes ein, damit dieser Antrag endlich aus der Welt ist.  

(Markus Höner [CDU]: So war es nicht! – Dr. Volkhard Wille [GRÜNE]: 
Was muss man rauchen? – Zuruf von Norwich Rüße [GRÜNE]) 

Sie haben Ende des Jahres einen Entwurf für eine Landeswasserstrategie vorgelegt, 
der zwar die Forderung aus unserem Antrag erfüllt, dass er bis zum 31.12.2025 kom-
men sollte, aber aus unserer Sicht keine wirkliche Strategie darstellt. Eine Strategie 
muss doch Schwerpunkte setzen, was auch heißt, dass andere Punkte nicht so sehr 
priorisiert werden. Man muss sagen, welche Maßnahmen man in den Fokus stellt, 
diese entsprechend finanziell unterlegen und einen Zeitrahmen setzen. All dies ist in 
der Strategie, die Sie jetzt hier vorgelegt haben, bzw. dem Entwurf nicht enthalten.  

Die Digitalisierung wird angesprochen, nicht aber wie diese umgesetzt werden soll und 
wie der Rechtsrahmen angepasst werden muss. All das fehlt. Vor allen Dingen müssen 
wir die unterschiedlichen Bereiche bei einer Strategie doch gerade zusammenführen 
und gemeinsam denken, Herr Minister, eben nicht in einzelnen Schubladen, und ein 
integriertes Wasserressourcenmanagement betreiben. Das alles fehlt in dem Papier, 
das Sie bisher vorgelegt haben.  

Aus der Fachwelt erreicht mich sehr deutliche Kritik: Das, was hier jetzt vorliegt, kann 
den Erwartungen nicht standhalten, die von Ihnen bei dem Thema geweckt wurden.  
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René Schneider (SPD): Sehr geehrter Herr Minister, ich weiß nicht, ob Sie den Begriff 
„Bananensoftware“ bzw. „Bananaware“ kennen. So nennt man in der IT eine Software, 
die herausgegeben wird, obwohl sie noch gar nicht ausgereift ist. Man lässt sie einfach 
draußen beim Consumer reifen. Diese sogenannte Landeswasserstrategie oder das 
Papier, das Sie jetzt just in time haben online stellen lassen, ist auch so eine Art „Ba-
nanaware“ und muss anscheinend noch reifen.  

Das muss sie auch deswegen, weil Ihnen gesagt worden ist, Herr Minister, Sie müss-
ten das noch eine Runde drehen lassen. Die Beteiligung war nämlich nicht so wie 
angekündigt. Alle, die mit dem Prozess betraut sind, wissen das genau: Das Ding dreht 
jetzt die Runde und muss final reifen.  

Ich möchte an dieser Stelle auch noch unsere Erwartungen äußern: Wir stellen in der 
Enquetekommission Wasser gerade parallel den Bericht mit den dazugehörigen Hand-
lungsempfehlungen fertig. Letztere werden fraktionsübergreifend beschlossen werden 
und Ende März fertig sein.  

Sehr geehrter Herr Minister, ich appelliere dringend an Sie – im Sinne der Abgeordne-
ten hier, aber auch der vielen Sachverständigen und Fachleute, die an dieser Enquete-
arbeit mitgewirkt haben –, jetzt nicht auf die Idee zu verfallen, Ihre Bananaware nach 
den Rückmeldungen eiligst als geeint und als super an den Markt zu bringen, kurz 
bevor die Enquetekommission mit ihrem Bericht kommt, sondern die Impulse daraus 
bitte direkt in die Landeswasserstrategie einzuarbeiten. 

Am 8. Februar 2026 soll das Beteiligungsportal meines Wissens abgeschaltet und die 
Hinweise sollen eingearbeitet werden. Es wäre ein Schlag ins Gesicht all jener, die an 
der Arbeit der Enquetekommission und ihrem Bericht mitgewirkt haben, dann den Ham-
mer fallen zu lassen und zu sagen: Wir machen das mal ganz schnell noch vor dem 
Bericht fertig. Nehmen Sie sich bitte die Zeit und lassen Sie es auch anhand der Hand-
lungsempfehlungen reifen, die in der Enquetekommission zusammenkommen.  

Diese dringende Empfehlung, diesen Appell, diese Bitte – nennen Sie es, wie Sie wol-
len – richte ich ganz persönlich, aber auch für unsere Fraktion an Sie. Ich könnte mir 
vorstellen, dass die einen oder anderen Kollegen oder Kolleginnen in diesem Raum die-
sen Wunsch mit mir teilen, auch wenn Sie es vielleicht nicht so direkt zugeben können.  

Astrid Vogelheim (GRÜNE): Ich wundere mich ein bisschen über diese Diskussion, 
weil immer genau dies gefordert worden ist, nämlich die Beteiligung bzw. dass die 
Stakeholder das kommentieren können. Ich finde das Verfahren sehr gut. Herzlichen 
Dank an das Ministerium für dieses Vorgehen und diese groß angelegte Beteiligung. 
Ich halte es auch für sehr gut, dass jetzt ein Entwurf vorliegt, zu dem noch einmal eine 
Beteiligung stattfinden kann.  

Außerdem wurde uns zugesichert, dass die Ergebnisse der Enquetekommission in 
diese Wasserstrategie einfließen werden und es keine statische Strategie sein wird. 
Auch das möchte ich ausdrücklich loben, weil wir in der Enquetekommission die Ver-
änderungen durch den Klimawandel und die hinzukommenden neuen Herausforde-
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rungen sehen. Die Strategie ist eben nicht abgeschlossen und statisch, sondern passt 
sich an die Dinge an, die neu dazukommen.  

Auch wegen der Zusicherung, dass die Ergebnisse aus der Enquete dort einfließen 
sollen, wundere ich mich ein bisschen über diese Diskussion und würde darum bitten – 
wir arbeiten in der Enquetekommission zu diesem Thema sehr gut zusammen –, dass 
wir auch in diesem Ausschuss einen konstruktiven Ton finden und konkrete Sachar-
gumente, bei denen es tatsächlich einen Nachbesserungswunsch gibt, hier auf sach-
liche Art einbringen.  

Klaus Hansen (CDU): Im Grunde genommen hat meine Kollegin Astrid Vogelheim 
schon alles vorweggenommen, ich möchte aber doch noch ein oder zwei Punkte dazu 
sagen. Auch wir sind Herrn Krischer, dem Ministerium und seinen Mitarbeitern sehr, 
sehr dankbar dafür, dass dieser Entwurf – das sagt ja auch schon der Name – vorliegt, 
und zwar pünktlich, wie es verabredet war.  

Mich irritierte schon im Vorfeld ein bisschen der Umgang mit dem Thema, gerade auch 
vonseiten der FDP-Fraktion: immer dieses Misstrauen. Dies zeigt sehr, sehr deutlich, 
wie gewisse Menschen miteinander umgehen. Ich hätte mir aber auch von der SPD- 
und der FDP-Fraktion einmal ein Wort des Dankes an die Mitarbeiter gewünscht, die 
dieses Papier gemacht haben. Das ist nicht selbstverständlich. Darin stecken viel Ar-
beit und viel Motivation. Es hat nie jemand behauptet, dieses Papier sei in Stein ge-
meißelt und stehe nun endgültig. 

Wir sollten einmal sehr deutlich herausstellen, dass es sich um ein Papier handelt, das 
sich über einen gewissen Zeitraum hinweg weiterentwickeln wird, und in das die Er-
gebnisse der Enquetekommission einfließen werden. Dies fehlte mir hier gänzlich. Der 
Zungenschlag, den das bekommen hat, ist nicht in Ordnung und wird den Mitarbeitern 
des Ministeriums nicht gerecht.  

(Beifall von der CDU) 

Minister Oliver Krischer (MUNV): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren Abgeordneten! Ich möchte mich den Worten des Kollegen Han-
sen ausdrücklich anschließen. Es ist nicht das Werk eines Ministers, dass die Lan-
deswasserstrategie uns jetzt vorliegt, sondern sie wurde von der Fachabteilung unter 
dem Kollegen Matthias Börger erarbeitet. Dies alles findet zusätzlich zu den anderen 
Dingen im Wasserbereich statt.  

Wir müssen in diesem Ausschuss regelmäßig Themen zum Bereich „Wasser“ disku-
tieren und bearbeiten, und auch deswegen bin ausdrücklich dankbar dafür, dass es in 
der Zeit gelungen ist, in der es zugesagt war. Es wurde von Anfang an kommuniziert, 
dass der Entwurf der Landeswasserstrategie bis Jahresende vorliegen würde. Er 
wurde vorgelegt, und ich finde es jetzt schon ein bisschen merkwürdig, dass die Op-
position keinen einzigen Satz inhaltlicher Art zu diesem Thema bringt – damit hatte ich 
gerechnet –, sondern dass wir jetzt so darüber reden. 
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Herr Schneider, Sie haben mehrfach gesagt: Das muss vorgelegt werden. – Das ist ja 
okay, und uns hat dieses Interesse immer gefreut. Jetzt liegt die Strategie vor, und Sie 
sagen: Wir müssen noch einmal ein bisschen warten. Sie haben sie zu früh vorge-
legt. – Das wirkt ehrlich gesagt ein bisschen widersprüchlich und so, als suchten Sie 
krampfhaft nach einem Grund, um sie abzulehnen.  

Herr Brockes, wir konzentrieren uns mit dieser Strategie auf die Punkte, die in Nord-
rhein-Westfalen bearbeitet werden müssen. Das haben wir immer dargestellt, und 
diese Punkte stehen dort. Selbstverständlich könnten wir, so wie Sie es fordern, man-
che Dinge nicht erwähnen, weil sie vielleicht etwas weniger gewichtig als andere sind. 
Dann würden wir hier jedoch mit Herrn Brockes eine Diskussion darüber führen, dass 
bestimmte wichtige Dinge in der Strategie fehlten.  

Wir erleben dies bei Ihnen, Herr Brockes, bei jedem Tagesordnungspunkt – so ging es 
auch der Kollegin Gorißen bei dem vorherigen –: Sie wählen Ihre Argumente immer 
wieder rein willkürlich und situativ. Wir haben eine Strategie vorgelegt – dies ist der 
zentrale Punkt, um den es uns geht –, in der die wesentlichen Fragen, die mit dem 
Thema „Wasser“ zu tun haben, adressiert und beantwortet werden. 

Die Strategie bezieht sich auf Nordrhein-Westfalen. Wir haben es ganz bewusst an-
ders als der Bund gemacht. In dessen ausgesprochen umfassender Wasserstrategie 
finden Sie Dinge, bei denen man in der Tat fragen kann, ob sie in den nächsten zwei, 
drei Jahren relevant sind. Das können wir nicht absehen. Wir haben die Punkte aufge-
führt, an denen aus unserer Sicht vonseiten des Landes gearbeitet werden muss.  

Aber selbstverständlich kann man das auch anders sehen und darüber diskutieren. 
Deshalb haben Sie – da komme ich aus dem Staunen nun wirklich überhaupt nicht 
mehr heraus – immer einen breiten Beteiligungsprozess gefordert. Diesen haben wir 
auch durchgeführt. Wir haben Ihnen mehrfach und auch jetzt wieder erläutert, welche 
Form der Beteiligung wir im Vorfeld zur Erarbeitung dieser Strategie angeboten haben. 

Wir haben uns jetzt, da die Strategie ausformuliert ist, bewusst dazu entschieden, noch 
einmal eine Beteiligung über das öffentlich zugängliche Beteiligungsportal zu ermögli-
chen, und die über 100 Institutionen, die sich dazu schon geäußert haben, darüber in-
formiert. Wir berücksichtigen alles, was in der Enquetekommission erarbeitet wird, und 
nehmen es gerne auf. Das ist überhaupt keine Frage. Daran wird es nicht scheitern.  

Man kann nur nicht einerseits sagen: „Macht es landesregierungsintern“, und anderer-
seits: „Ermöglicht eine große Beteiligung.“ Wir haben uns jetzt wie schon in dem ge-
samten Prozess für die Beteiligung entschieden. Wir finden das richtig, damit es am 
Ende auch langfristig trägt.  

Die Fachabteilung hat meiner Meinung nach eine gute Grundlage geschaffen, die ge-
nau diejenigen Punkte und Fragestellungen adressiert, die in Nordrhein-Westfalen in 
den nächsten Jahren bzw. in den Zeiträumen, die für eine solche Strategie relevant 
sind, eine Rolle spielen, und zu denen wir auch eine Menge Antworten geben. An vie-
len Stellen werden wir sehr konkret. Dies müsste Gegenstand der Diskussion sein, 
und weniger die Frage, wann das vorgelegt und wer im Einzelnen wann wie beteiligt 
worden ist, zumal das ohnehin alles wie zugesagt stattgefunden hat.  
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Dietmar Brockes (FDP): Herr Minister, um es klar zu sagen: Die Kritik war nicht an 
die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter gerichtet, die die Arbeit ausgeführt haben, wie die 
regierungstragenden Fraktionen es mir vorhin vorgeworfen haben. Eine Strategie 
muss jedoch Prioritäten nennen, wie ich schon sagte. Sie haben soeben ausgeführt, 
Herr Krischer: Wir haben da extra alles drin, damit der Brockes sich nachher nicht an 
dem einen Grashalm aufhängt, der da fehlt.  

Politik muss jedoch Prioritäten setzen. Es mangelt an dem politischen Willen, dies zu 
tun. Das ist an Ihren Ausführungen soeben deutlich geworden. Dafür können die Mit-
arbeiter nichts, sondern dies muss von der Führung des Hauses kommen. Diese muss 
klar sagen, welche Sachen sie priorisiert. Bisher liegt uns nur ein Sammelsurium vor. 

Zu der Kritik, Sie hätten keinen inhaltlichen Punkt gehört. Ich weiß nicht, wo Sie bei 
meinen Ausführungen waren. Ich hatte den Eindruck, Sie wären hier im Raum gewe-
sen. Ich habe hier vorhin bewusst das Thema „Digitalisierung“ angesprochen. Dieses 
wird genannt, aber mehr auch nicht. Es ist nicht klar, wie und mit welchen Ressourcen 
es konkret umgesetzt wird und ob dafür der Rechtsrahmen angepasst werden muss. 
Es fehlt insbesondere der Kernpunkt eines integrierten Ressourcenmanagements. 

Das ist auch nicht nur meine alleinige Meinung, sondern es wird mir gespiegelt, dass 
man über den bisherigen Stand der Dinge sehr enttäuscht ist. Es geht deshalb nicht 
darum, wann eine Strategie vorgelegt wird – um es klar zu sagen –, sondern darum, 
wann welche Maßnahme priorisiert und dann auch umgesetzt wird. Einige Handlungs-
bereiche sind wirklich dringend. Insbesondere die Fachleute erwarten Antworten da-
rauf. Dem werden Sie hier leider nicht gerecht.  

René Schneider (SPD): Vielleicht zunächst mal vorneweg: Es ist mir heute zweimal 
aufgefallen, dass Ihre Verteidigungsstrategie mehr und mehr darauf hinausläuft, Mit-
arbeitende oder Ehrenamtler da draußen oder wen auch immer wie ein Schutzschild 
vor sich hinzustellen und zu sagen: Ihr kritisiert gerade meine Mitarbeiter. Ihr kritisiert 
die Leute da draußen. – Das finde ich problematisch, wir müssen es jetzt aber nicht 
ausdiskutieren.  

Herr Minister, Sie sagen: Wir haben immer gesagt, wir kommen bis zum Ende des 
Jahres mit der Landeswasserstrategie. – Das stimmt. Unsere Berichtsanfrage bezog 
sich aber immer darauf, ob wir bis dahin eine mit den Stakeholdern abgestimmte Lan-
deswasserstrategie erhalten. Ihre Aussage lautete: Ja.  

Viele hier im Raum und vermutlich auch darüber hinaus haben deshalb erwartet, am 
Ende des Jahres eine mit den Stakeholdern im Beteiligungsverfahren, das wir alle 
wollten – das ist unwidersprochen –, abgestimmte Strategie zu bekommen. Das ist 
jetzt nicht so, aber es ist verschüttete Milch und auch egal.  

Wir drehen jetzt die Runde, und die ist auch okay. Sie haben gerade zugesichert, dass 
auch die Ergebnisse der Enquetekommission enthalten sein werden. Deren Vorsit-
zende hat soeben noch einmal betont, dass dies intern so abgesprochen sei. Wunder-
bar, aber mit Verlaub, Herr Minister: Das was jetzt vorliegt, verdient das Label „Stra-
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tegie“ nicht. Es ist noch keine. Sie mag vielleicht noch eine werden, wenn sie gereift 
ist, noch ist sie es aber nicht.  

Wir können jederzeit, bei Tag und bei Nacht, über Inhalte dieses Papiers reden. Aber 
ich möchte noch einmal daran erinnern, dass der TOP auf einen Antrag der FDP-Frak-
tion zurückgeht und nicht auf eine fertige Landeswasserstrategie, die uns als Aus-
schuss von Ihnen als Minister vorgelegt worden wäre. Wenn es so weit ist, können wir 
hier stundenlang diskutieren – das Versprechen gebe ich Ihnen schon jetzt – und wer-
den es wahrscheinlich auch. Sie sagen jetzt, wir kämen gar nicht mit Inhalten. Natürlich 
nicht, weil wir über den Antrag des Kollegen reden, der im Kern fragt: Wo bleibt eigent-
lich die Landeswasserstrategie? Diese Frage haben wir miteinander erörtert.  

Wenn Sie inhaltliche Diskussionen möchten, können wir auch diese liefern. Einerseits 
würde das heute – auch mit Blick auf die Uhr – wohl zu weit führen, andererseits ist es 
noch kein fertiges Papier – das haben Sie soeben selbst gesagt –, weil es jetzt noch 
die Runde über die Stakeholder macht und die Erkenntnisse aus der Enquetekommis-
sion einfließen sollen. Wenn wir es dann zusammen haben, wenn es gereift und keine 
Bananaware mehr ist, können wir gerne auch inhaltlich in die Diskussion gehen.  

Der Ausschuss lehnt den Antrag mit den Stimmen der Frakti-
onen von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die 
Stimmen der Fraktionen von SPD und FDP bei Enthaltung der 
AfD-Fraktion ab.   
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4 Tierheime stärken statt behindern – Bürokratie abbauen, Bau und Betrieb 

erleichtern  

Antrag  
der Fraktion der AfD  
Drucksache 18/16485   

(Überweisung an den Ausschuss für Umwelt, Natur- und Ver-
braucherschutz, Landwirtschaft, Forsten und ländliche Räume –
federführend – sowie an den Ausschuss für Bauen, Wohnen und 
Digitalisierung am 28.11.2025) 

Vorsitzende Dr. Patricia Peill informiert über den Vorschlag der Obleute der Fraktio-
nen, die Stellungnahmen zu der in der Sitzung vom 10. Dezember 2025 beschlosse-
nen schriftliche Anhörung sollten bis zum 26. Februar 2026 eingehen. Der mitbera-
tende Ausschuss werde sein Votum in seiner Sitzung am 5. März 2026 fassen. Die 
abschließende Abstimmung und Beratung werde dann am 11. März 2026 in diesem 
Ausschuss stattfinden.  

Der Ausschuss kommt überein, die bereits vereinbarte schriftliche 
Anhörung zum 26.02.2026 durchzuführen. Pro Fraktion kann 
bis 26.01.2026 je ein Sachverständiger benannt werden.  

  



Landtag Nordrhein-Westfalen - 25 - APr 18/1114 

Ausschuss für Umwelt, Natur- und Verbraucherschutz,  14.01.2026 
Landwirtschaft, Forsten und ländliche Räume 
74. Sitzung (öffentlich) vk 
 
 
5 Den vorsorgenden Hochwasserschutz in NRW stärken – technischen und 

ökologischen Hochwasserschutz sinnvoll verzahnen  

Antrag  
der Fraktion der CDU und  
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE Grünen  
Drucksache 18/16922  

(Überweisung an den Ausschuss für Umwelt, Natur- und Ver-
braucherschutz, Landwirtschaft, Forsten und ländliche Räume – 
federführend – sowie an den Ausschuss für Heimat und Kommu-
nales am 18.12.2025) 

Der Ausschuss kommt auf Vorschlag der antragstellenden 
Fraktionen überein, den Antrag in seiner Sitzung am 04.02.2026 
zu behandeln.  
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6 Arbeitsplanung des Ministeriums für Landwirtschaft und Verbraucherschutz 

für das Jahr 2026 (Bericht beantragt von der Fraktion der SPD [siehe Anlage 1]) 

Bericht  
der Landesregierung  
Vorlage 18/4704  

René Schneider (SPD) weist darauf hin, in der vorliegenden Arbeitsübersicht finde 
sich kein Hinweis auf das Thema „Förderung der Tierheime im Jahr 2026“, obwohl in 
dem in der vergangenen Sitzung behandelten schwarz-grünen Antrag „Ein Herz und 
Heim für Tiere in Nordrhein-Westfalen, Tierschutz fördern, Tierheime stärken“ ein kla-
rer Auftrag formuliert worden sei. Er erkundigt sich, ob es in der Arbeitsplanung gege-
benenfalls enthalten und nur in der Übersicht vergessen worden sei.  

Ministerin Silke Gorißen (MLV) antwortet, es handele sich um eine nicht in allen 
Punkten komplett abschließende Auflistung. Sie gehe davon aus, dass die Tierheim-
förderung wie avisiert stattfinden werde. Die Förderungsmechanismen liefen vor allem 
über die Landestierschutzbeauftragte, die sich zu gegebener Zeit auch noch dazu äu-
ßern werde. Die Finanzierung sei im Rahmen der Haushaltsberatungen thematisiert 
worden und auch Inhalt von Haushaltsbeschlüssen gewesen.  
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7 Das dritte Quartal 2027 ist keine Option: Minister Krischers Zeit zur Umset-

zung seiner Absichtserklärungen läuft bald ab! (Bericht beantragt von der Frak-
tion der SPD [siehe Anlage 2])  

Bericht  
der Landesregierung  
Vorlage 18/4701  

René Schneider (SPD) sagt, seine Fraktion vermisse in dem Bericht zwar mehrere 
Positionen, darunter Informationen zum sogenannten Kies-Euro, wolle sich jedoch auf 
die darin ebenfalls nicht thematisierte Umsetzung des Vorkaufsrechts nach § 99a LWG 
konzentrieren. Staatssekretär Viktor Haase habe im Juni 2025 die Etablierung eines 
dem VOKAR-NRW ähnlichen Systems angekündigt, wie es aus dem Naturschutzrecht 
bekannt sei. Die Landesregierung habe jedoch am 11. Dezember 2025 per Allgemein-
verfügung eine neue Positivliste veröffentlicht.  

Dies werfe die Frage auf, ob das Ministerium weiterhin, wie angekündigt mit Hochdruck 
an dem System arbeite und dieses noch 2026 einführen wolle oder diese Absicht auf-
gegeben habe und beabsichtige weiterhin mit der Positivliste zu arbeiten, möglicher-
weise weil das System bis zur Landtagswahl 2027 ohnehin nicht mehr fertiggestellt 
werden könne.  

Minister Oliver Krischer (MUNV) entgegnet, der Bericht betreffe die Arbeitsplanung. 
Bei der Ausübung des Vorkaufsrechts gehe es jedoch um eine bereits umgesetzte 
Angelegenheit. Daher müsse diese in dem Bericht gar nicht mehr enthalten sein.  

StS Viktor Haase (MUNV) ergänzt, seiner Erinnerung nach habe er damals gesagt, 
die Landesregierung arbeite mit Hochdruck daran, das Vorkaufsrecht auszuüben, was 
in zwei Stufen erfolgen sollte. Das Land hätte zuvor gänzlich auf die Nutzung des Vor-
kaufsrechts verzichtet, wolle dies jedoch schnellstmöglich ändern.  

Mit dem Ende 2025 veröffentlichten Erlass habe das Land zunächst grundsätzlich auf 
alle nicht in der Positivliste enthaltenen Grundstücke verzichtet. Dagegen wolle es von 
dem Vorkaufsrecht an den rund 10.000 dort aufgeführten Grundstücken Gebrauch ma-
chen. Damit werde überhaupt erst die Möglichkeit geschaffen, es auszuüben. 

Die Überführung der Daten in das vorhandene VOKAR-NRW-System stehe noch aus. 
Daran werde jedoch gearbeitet. Die Liste würde gegebenenfalls noch einmal aktuali-
siert. Angesichts des dringenden Grundstücksbedarfs, der sich auch an der langen 
Liste der von den Kommunen beim Ministerium gemeldeten Grundstücke zeige, halte 
er den eingeschlagenen Weg der Positivliste für richtig. Es handele sich um ein auch 
für die Notare handelbares Verfahren. Bezüglich VOKAR-NRW müssten noch techni-
sche und organisatorische Fragen abschließend geklärt werden. 

René Schneider (SPD) verweist auf die Aussage des Staatssekretärs vom 18. Juni 
2025, der zufolge das MUNV die Positivliste als Übergangsregelung nutze, jedoch mit 
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Hochdruck an einem Systems arbeite, das analog zu VOKAR-NRW funktioniere. Er 
erkundigt sich, welche Arbeiten noch ausständen, ob es sich dabei also noch um Pro-
grammierarbeiten handele, oder ob es darum gehe, die Daten aus der vorhandenen 
Positivliste in das bestehende VOKAR-NRW zu integrieren, um § 99a LWG ebenso an-
wenden zu können wie entsprechende Regelungen beim Naturschutz.  

StS Viktor Haase (MUNV) erinnert daran, die Landesregierung habe Mitte vergange-
nen Jahres vor der Frage gestanden, ob und wie überhaupt von dem Vorkaufsrecht 
Gebrauch gemacht werden könne, und eine Übergangslösung geschaffen, die einigen 
Aufwand bedeutet habe. Es seien über die Bezirksregierungen sämtliche Wasserbe-
hörden abgefragt worden. Die große Anzahl der gemeldeten Grundstücke habe ihn 
überrascht. Gerade daher halte er jedoch die Positivliste für die richtige Lösung.  

Künftig solle von dem Vorkaufsrecht uneingeschränkt Gebrauch gemacht werden. Da-
bei solle das VOKAR-NRW zum Einsatz kommen. Es handele sich um ein leicht zu 
handhabendes System, das fortlaufend weiterentwickelt werde. 

MDgt Matthias Börger (MUNV) merkt an, das System VOKAR-NRW sei ursprünglich 
für die Wasserwirtschaft entwickelt worden. Die Software-Umsetzung stehe daher gar 
nicht im Vordergrund. Aufgrund einer Rechtsänderung sei das System bisher jedoch 
nur im Naturschutzbereich umgesetzt worden, in dem sogenannte Gebietskulissen 
einfacher festgelegt werden könnten. So könnten die äußeren Grenzen eines Schutz-
gebiets zum Beispiel in einem Geoinformationssystemen festgelegt und alle darin ent-
haltenen Flächen dann grundsätzlich in VOKAR-NRW aufgenommen werden.  

Dies gestalte sich beim Hochwasserschutz viel komplexer. Bei den von den Kommu-
nen gemeldeten Fläche bestehe Klarheit. Bei einer Deichrückverlegung etwa müsse 
dagegen erst geprüft werden, wo der zukünftige Deich überhaupt verlaufen solle, zu-
gleich aber frühzeitig mit den Grundstückskäufen begonnen werden. Daher stelle sich 
die Frage, welche Trasse in dem System hinterlegt werden solle, wenn die am besten 
geeignete noch gar nicht bestimmt worden sei. 

Es wäre zwar verhältnismäßig einfach, alle Überschwemmungsgebiete zu hinterlegen, 
allerdings würde das Maß damit wohl eher überschritten, weil nicht alle Flächen für 
den Hochwasserschutz gebraucht würden. Die gründliche Prüfung der infrage kom-
menden Flächen benötige daher Zeit.  
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8 Erleuchtung in Euskirchen: Wie will das Umweltministerium beim Wolfs-

monitoring nachbessern? (Bericht beantragt von der Fraktion der SPD [siehe 
Anlage 3]) 

Bericht  
der Landesregierung  
Vorlage 18/4702  

René Schneider (SPD) begrüßt die im Bericht angekündigte Schaffung eines digitalen 
Systems zur medienbruchfreien Abwicklung des gesamten Meldeverfahrens Bezug. In 
den Anhörungen zu diversen Anträgen zum Thema „Wolf“ sei das Monitoring stets als 
eine der noch vorhandenen Schwachstellen genannt worden. Ihn interessiere, welche 
Schwachstellen des aktuellen Systems nun behoben werden sollten bzw. worin derzeit 
Medienbrüche beständen und was das neue System insgesamt leisten solle. 

Für den Kreis Euskirchen werde die Ausbildung mehrerer Wolfs- und Luchsberater 
angekündigt. Er würde gern erfahren, ob Ähnliches für weitere Wolfsgebiete ange-
strebt werde.  

Minister Oliver Krischer (MUNV) stellt klar, wenn man es mit wilden und in der Natur 
lebenden Tieren zu tun habe, ließen sich Prozesse nur schwer überwachen und kontrol-
lieren. Insgesamt habe das Wolfsmonitoring bisher gut funktioniert, dennoch arbeite die 
Landesregierung stetig daran, das System und unter anderem die Zusammenarbeit 
mit den ehrenamtliche Wolfsberaterinnen und -beratern weiter zu optimieren.  

RB’r Dr. Josef Tumbrinck (MUNV) kündigt an, der Datenfluss werde sich im Laufe 
des Jahres deutlich verbessern. So würden die Wolfs- und Luchsberatenden mit ei-
gens dafür programmierten Tablets ausgestattet. Die Informationen würden in eine 
Datenbank des Senckenberg-Instituts eingespeist, das die Wolfsrisse deutschlandweit 
genetisch analysiere.  

Die Wolfs- und Luchsberatenden und die Mitarbeitenden der Landesverwaltung könn-
ten dann die vor Ort gemachten Aufnahmen bzw. Fotos für genau den Fall ins System 
eingeben, für den die entsprechende Probe aufgenommen werde. Die Geräte seien 
schon angeschafft worden. Sie würden gerade programmiert, und auch die Schulungen 
liefen an. Zurzeit fänden viele Prozesse noch händisch und damit wenig effizient statt, so 
wie es sich über die Jahre entwickelt habe. Die Neuerung werde daher zu einer enormem 
Verbesserung führen. 

Im Kreis Euskirchen komme es zu einem stärkeren Wolfsgeschehen als andernorts. 
2025 habe es auch Nachwuchs gegeben. Die Kreisjägerschaft sei dort sehr engagiert. 
Schon vor Weihnachten habe es ein Treffen in großer Runde mit vielen Leuten gege-
ben, am Vortag der heutigen Sitzung seien in einem Gespräch mit der Kreisjägerschaft 
Vereinbarungen getroffen worden. Diese verfüge über ein eigenes Monitoringsystem, 
das nun direkt mit dem der Landesregierung gekoppelt werde und wie ein Filter wirke, 
weil nicht jeder Riss eines Wildtieres durch einen Wolf verursacht werde.  
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In dieser Hinsicht und auch mit Blick auf die Losungsaufnahme werde die Kreisjäger-
schaft gemäß der am Vortag getroffenen Vereinbarung künftig landesseitig geschult. 
Sie solle nämlich über einen verkürzten Weg in die Losungsaufnahme eingebunden 
werden. Dies könne nicht im ganzen Land geleistet werden, im Kreis Euskirchen ge-
schehe aber besonders viel.  

In ganz NRW gebe es derzeit ungefähr 70 Luchs- und Wolfsberatende, weitere 20 
würden derzeit ausgebildet. Die Beratenden seien ehrenamtlich unterwegs. Dabei 
werde der Kreis Euskirchen bis auf ein paar kleine Ecken gut abgedeckt, und es kämen 
noch weitere Personen hinzu, um auch Ablösungen zu ermöglichen. In anderen Teilen 
des Landes fehle es noch an Personal, dabei handele es sich jedoch um Gegenden in 
denen eher durchlaufende und noch keine sesshaften Tiere registriert worden seien, 
die schon Territorien beanspruchten.   
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9 Wiedervernässt oder wieder nur Wiedervorlage: Wie entwickeln sich die 

Moore in NRW? (Bericht beantragt von der Fraktion der SPD [siehe Anlage 4]) 

Bericht  
der Landesregierung  
Vorlage 18/4703 

André Stinka (SPD) betont, die Moore könnten im Bereich der Klimaanpassung und 
insbesondere bei der CO2-Speicherung künftig einen großen Beitrag leisten. Die Lan-
desregierung habe dies in ihrem Bericht dargestellt und auch Zahlen zur Ausdehnung 
der Moorflächen genannt, auf denen Moorschutz bzw. Wiedervernässung betrieben 
werden müsse. Dafür werde jedoch viel Personal und Beratung benötigt.  

Moorprojekte würden unter anderem über das Aktionsprogramm Natürlicher Klima-
schutz gefördert. Dem Naturschutzzentrum im Kreis Coesfeld zufolge, das sich um das 
Venner Moor kümmere, reiche die personelle Ausstattung dabei jedoch häufig nicht 
aus. Daher interessiere ihn, wie die Landesregierung die Ausstattung insbesondere 
der Naturschutzzentren mit Moorschutzbeauftragten und weiteren Fachkräften für die-
sen Bereich bewerte.  

Zudem werde schon seit vielen Jahren die Überarbeitung des Landesforstgesetzes mit 
Blick auf den nach Ansicht des Naturschutzzentrums drängenden Punkt der Einstu-
fung verbuschter Moorflächen als Waldflächen diskutiert. Nach aktueller Rechtslage 
würden diese Flächen als ausgleichspflichtige Waldflächen behandelt. In der Praxis 
bedeute dies, dass Moorschutzflächen nicht vorhanden seien. In einem Bundesland 
wie NRW CO2-Senken einrichten zu können, halte er jedoch für wichtig. Daher würde 
er gern erfahren, wie die Landesregierung dies bewerte.  

Minister Oliver Krischer (MUNV) antwortet, bezüglich des Landesforstgesetzes ar-
beite die Landesregierung derzeit an einer Lösung und werde dem Landtag auch zeit-
nah einen Vorschlag unterbreiten. Es handele sich um eine schwierige Aufgabe, den 
forstlichen Ausgleich zu regeln und gleichzeitig Moorrenaturierung zu betreiben.  

RB’r Dr. Josef Tumbrinck (MUNV) zufolge hätten biologischen Stationen und auch 
das Naturschutzzentrum Coesfeld mehrere Möglichkeiten, sich personell auszustat-
ten, unter anderem über Projektanträge. Im Kreis Borken sei ein vom Land NRW kofi-
nanziertes Projekt zum Moorschutz aufgesetzt worden, das von der dortigen Biologi-
schen Station Zwillbrock betreut werde, die darüber Personalstellen erhalte. Auch die 
Förderung für ein mögliches Projekt für das Venner Moor enthielte gegebenenfalls 
Personalkostenanteile.  

Die Förderrichtlinie Biologische Stationen sehe dies zwar als Fördertatbestand nicht 
vor, die Stationen könnten jedoch in ihrem Arbeits- und Maßnahmenplan auch Stun-
den einsetzen, die sie dann für die konkrete Betreuung von Schutzgebieten wie dem 
Venner Moor verwenden könnten. In diesem Fall würde die Bezirksregierung mitbe-
stimmen. Vermutlich habe das Naturschutzzentrum dies in der Vergangenheit auch 
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schon getan, wenn dies nicht bisher von den Münsteraner Kollegen übernommen wor-
den sei.  

Zudem könnten ANK-Fördermittel beantragt werden, um darüber Personal für den 
Moorschutz zu bekommen. Der Kreis Minden-Lübbecke versuche dies gerade für sei-
nen Bereich. Die Landesregierung berate die Kreise und auch die biologischen Stati-
onen über das ANK-Regionalbüro auch dazu, wo und wie sie Mittel für Moorschutzbe-
ratende beantragen können.  

Schließlich könnten auch andere Formen der Projektförderung genutzt werden, um 
Moorprojekte aufzusetzen. Auch diese enthielten immer einen Personalkostenanteil, 
weil diese Arbeit nicht einfach nebenher erledigt werden könne. Sollte es vor Ort Prob-
leme geben, womit er im Falle des Venner Moores jedoch nicht rechne, kümmere er 
selbst sich gerne darum.  

Minister Oliver Krischer (MUNV) ergänzt, das Landesforstgesetz befinde sich derzeit 
in der Verbändeanhörung der Landesregierung, sei dem Landtag über die übliche Par-
lamentsinformation zugegangen und müsste diesem am kommenden Tag über die 
elektronischen Systeme zur Verfügung stehen.   
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10 Verschiedenes  

a) Terminierung der Anhörung zu dem Antrag der Fraktion der SPD 
Drucksache 18/16482 „EU-Verbraucherkreditrichtlinie umsetzen und 
Versprechen aus dem eigenen Koalitionsvertrag erfüllen: Zugang zu 
Schuldnerberatung endlich sicherstellen!“  

Vorsitzende Dr. Patricia Peill gibt bekannt, die Anhörung werde am 2. März 2026 um 
11.00 Uhr stattfinden.  

b) Illegale Bodenentsorgung – Nachtrag der Landesregierung zur Sitzung 
vom 10.12.2025 (siehe Ausschussprotokoll 18/1097, TOP 9 und 10) 

Minister Oliver Krischer (MUNV) teilt mit, auf der Internetsseite des LANUK würden 
inzwischen unter anderem Informationen zu den Bodenbeprobungen zur Verfügung 
gestellt. Informationen, die nicht in den Zuständigkeitsbereich des MUNV fielen bzw. 
bei denen die Landesregierung auf Zustimmung Dritter angewiesen sei, fänden sich 
dort nicht, solange Letztere nicht vorliege. Auch dies werde auf der entsprechenden 
Website vermerkt. 

gez. Dr. Patricia Peill 
Vorsitzende 

4 Anlagen 
23.01.2026/04.02.2026 
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Arbeitsplanung des Ministeriums für Landwirtschaft und Verbraucherschutz für das Jahr 202626

Bitte um einen schriftlichen Bericht für die Sitzung des Ausschusses für Umwelt, Natur- und 

Verbraucherschutz, Landwirtschaft, Forsten und ländliche Räume (AULNV) am 1414. Januar 2026

Sehr geehrte Frau Vorsitzende,

wie bewährt, bittet die SPD-Fraktion die Landesregierung um einen schriftlichen Bericht zur 

Sitzung des Ausschusses für Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz am 14. 

Januar 2026 zum Thema „Arbeitsplanung des Ministeriums für Landwirtschaft und 

Verbraucherschutz für das Jahr 2026 ".

Der Bericht soll dabei u.a. folgende Fragen beantworten:

1.1. Welche Gesetzesinitiativen aus dem Verantwortungsbereich des MLV werden im Jahr 

2026 dem Landtag vorgelegt? Wie sieht hierzu die genaue Zeitplanung aus?

2.2. Welche Strategien und Eckpunktpapiere plant, entwickelt und setzt das MLV im Jahr 2026 

um?

3.3. Welche Bundesratsinitiativen plant das MLV 2026 und wann werden diese in den 

Bundesrat eingebracht?

4.4. Welche Verordnungen plant das MLV 2026 und wann werden diese von der 

Landesregierung verabschiedet? Wie wird dabei der Landtag beteiligt?

5.5. Welche Änderungen und neue Initiativen plant das MLV im Bereich der 

Förderprogramme?

6.6. Inwiefern erfordern die beabsichtigten Initiativen und Strategiekonzepte die Abstimmung 

von MUNV und MLV? Welche Abteilungen und Referate sind dabei jeweils betroffen?

Mit freundlichen Grüßen

René Schneider MdL
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Das dritte Quartal 2027 ist keine Option: Minister Krischers Zeit zur Umsetzung seiner

Absichtserklärungen läuft bald ab!

Bitte um einen schriftlichen Bericht für die Sitzung des Ausschusses für Umwelt, Natur- und 

Verbraucherschutz, Landwirtschaft, Forsten und ländliche Räume (AULNV) am 1414. Januar 2026

Sehr geehrte Frau Vorsitzende,

im Bereich Umwelt- und Naturschutz hat Minister Oliver Krischer in dieser Legislaturperiode eine 

Menge versprochen. Dabei ist es bislang oft bei Absichtserklärungen geblieben. Angekündigte 

Fristen wurden wiederholt gerissen. Nun geht die Landesregierung in das letzte komplette Jahr 

der Wahlperiode. Die Zeit für Minister Krischer läuft ab, solltete in dieser Legislaturperiode aus 

vielen Worten noch Politik werden. Das dritte Quartal 2027 ist jedenfalls keine Option.

Angekündigte und aufgeschobene Projekte sind:

� Novelle des Klimaanpassungsgesetzeses: In seiner Jahresplanung für das Jahr 2025 schreibt 

das MUNV: „Weiterentwicklung des Klimaanpassungsgesetzes NRW“.“.1 Eine 

Weiterentwicklung des Klimaanpassungsgesetzeses haben CDU und Grüne auch in ihrem 

Koalitionsvertrag festgeschrieben.2 Wir stellen fest: Eine Novelle des 

Klimaanpassungsgesetzes steht bis heute aus.

� Landeswasserstrategie: Anfang Juni 2024 hat das MUNV mit viel Pomp in einer großen 

Auftaktveranstaltung die Erarbeitung einer Landeswasserstrategie versprochen.3 Danach 

ist es still um den Prozess geworden. In der Plenarsitzung vom 5. November 2025 erklärte 

Minister Krischer dann: „Bis Ende des Jahres 2025 – so war es von Anfang an angekündigt 

1 https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMV18-3453.pdf
2 https://www.cdu-nrw.de/sites/www.neu.cdu-nrw.de/files/zukunftsvertrag_cdu-grune.pdf
3 https://www.bund-nrw.de/meldungen/detail/news/auftakt-landeswasserstrategie-nrw-bund-begruesst-

einstieg/
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– werden wir die Strategie vorlegen.“4 Dieses Bekenntnis erneuerte er in den folgenden 

Sitzungen des Fachausschusses. Wir stellen fest: Bei Einreichen dieser Berichtsanfrage kurz 

vor Jahresende liegt keine Landeswasserstrategie vor.

� Kreislaufwirtschaftsstrategie: Bereits in ihrem Koalitionsvertrag erkennen CDU und Grüne 

an, dass die Kreislaufwirtschaft „enorme Chancen für die nachhaltige 

Wirtschaftsentwicklung, Arbeitsplatzeffekte und effektiven Ressourcenschutz“5 mit sich 

bringt. Das MUNV hat daher bereits mehrfach eine Kreislaufwirtschaftsstrategie 

angekündigt. 2023 ließ Minister Krischer verlautbaren, die Erarbeitung einer 

entsprechenden Strategie beginne.6 2024 recycelte sein Haus die entsprechende 

Pressemitteilung und teilte mit: Man sei in Sachen Kreislaufwirtschaftsstrategie in Arbeit.7

In der Abfrage der Jahresplanung für 2025 versprach das MUNV die „Erarbeitung einer 

ressortübergreifenden Kreislaufwirtschaftsstrategie NRW“8. Wir stellen fest: Auch ein Jahr 

später liegt keine Kreislaufwirtschaftsstrategie vor.

� Rohstoffabgabe: Auch die Rohstoffabgabe war bereits Thema im Koalitionsvertrag von 

CDU und Grünen. Vorgesehener Stichtag für die Einführung war spätestens der 

1.1. Januar 2024.9 Immer wieder vertröstete die Landesregierung. Für 2025 fand die Abgabe 

in der Arbeitsplanung des MUNV gar keine Erwähnung mehr. In der Februar-Sitzung 2025 

stellte der Minister jovial fest, dass eine Umsetzung angekündigt ist und deshalb nicht 

extra aufgeführt wurde. Wir stellen fest: Bis heute liegt kein Konzept für eine 

Rohstoffabgabe vor.

� Biber-Management: Mit schriftlichem Bericht vom 19. Juni 2024 teilte das MUNV zum 

Umgang mit Bibern mit: „Der Handlungsleitfaden befindet sich zurzeit in der 

Finalisierung, nach einer letzten Vorstellung im Kreise der Stakeholder nach der 

Sommerpause ist die Veröffentlichung auf dem Biberportal des LANUV noch in der 

zweiten Hälfte 2024 vorgesehen.“1010 Am 24. Februar 2025 teilte die Landesregierung mit 

Antwort auf die Kleine Anfrage 4994 mit Blick auf den Leitfaden dann wiederum mit: „Die 

Veröffentlichung ist für die erste Jahreshälfte 2025 geplant.“1111. Wir stellen fest: Bis heute 

fehlt eine entsprechende Weiterentwicklung des Biber-Managements in NRW.

4 https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMP18-105.pdf
5 Zukunftsvertrag für Nordrhein-Westfalen, S.19; https://gruene-

nrw.de/dateien/Zukunftsvertrag_CDUGRUeNE_Vorder-und-Rueckseite.pdf
6 https://www.umwelt.nrw.de/mehr-tempo-bei-der-kreislaufwirtschaft-staerkt-wirtschaftsstandort-

nordrhein-westfalen
7 https://www.umwelt.nrw.de/minister-krischer-wir-muessen-den-ressourcenverbrauch-senken-

klimaschutz-staerken-und-den-standort
8 https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMV18-3453.pdf
9 https://www.cdu-nrw.de/sites/www.neu.cdu-nrw.de/files/zukunftsvertrag_cdu-grune.pdf
1010 https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMV18-2657.pdf
1111 https://intranet.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD18-12975.pdf
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� Anpassungen am Landesnaturschutzgesetz: Bereits im September 2023 hat die SPD-

Fraktion nachgefragt, wie es um die Unterschutzstellung von Streuobstwiesen nach § 42 

im Landesnaturschutzgesetz steht.1212 Am 21. November 2023 stellte die SPD-Fraktion den 

Antrag, bei den Streuobstwiesen die Stichtagsregelung aus dem LNatSchG zu streichen, 

damit die Regelung des Bundesnaturschutzgesetzes greifen und die nordrhein-

westfälischen Streuobstwiesen somit schützen kann – CDU und Grüne lehnten mit ihrer 

Mehrheit ab.1313 Seitdem fragt die SPD-Fraktion in Sachen Streuobstwiesen und 

Landesnaturschutzgesetz immer wieder nach. Zuletzt erklärte das MUNV in der Vorlage 

18/3969 am 18. Juni 2025: „Für den Naturschutz sieht das Bürokratieabbau-Paket eine 

Beschleunigung von Planungs- und Genehmigungsverfahren sowie einen wirksamen 

Abbau von Bürokratie unter Berücksichtigung des Erhalts ökologischer Standards vor. In 

diesem Zusammenhang werden seitens der Landesregierung auch die Beschleunigungs-

und Vereinfachungspotentiale des Landesnaturschutzgesetzes NRW (LNatSchG NRW) 

beraten.“ De facto also der Ansatz der SPD-Landtagsfraktion aus dem November 2023. Wir 

stellen fest: Bis heute liegt weder ein strengerer Schutz von Streuobstwiesen durch eine 

Stichtagsregelung vor noch eine Änderung des Landesnaturschutzgesetzeses.

Vor diesem Hintergrund bittet die SPD-Fraktion die Landesregierung um einen schriftlichen 

Bericht zur Sitzung des Ausschusses am 14. Januar 2026 zum Thema: „Das dritte Quartal 2027 ist 

keine Option: Minister Krischers Zeit zur Umsetzung seiner Absichtserklärungen läuft bald ab!“

Der Bericht soll dabei u.a. folgende Fragen beantworten:

1.1. Welche Gesetzesinitiativen aus dem Verantwortungsbereich des MUNV werden im 

Jahr 2026 dem Landtag vorgelegt? Wie sieht hierzu die genaue Zeitplanung aus?

2.2. Welche Strategien und Eckpunktpapiere plant, entwickelt und setzt das MUNV im 

Jahr 2026 im Themenfeld des Ausschusses für Umwelt, Natur- und Verbraucherschutz, 

Landwirtschaft, Forsten und ländliche Räume um?

3.3. Welche Bundesratsinitiativen plant das MUNV 2026 und wann werden diese in den 

Bundesrat eingebracht?

4.4. Welche Verordnungen plant das MUNV 2026 und wann werden diese von der 

Landesregierung verabschiedet? Wie wird dabei der Landtag beteiligt?

5.5. Welche Änderungen und neue Initiativen plant das MUNV im Bereich der 

Förderprogramme?

6.6. Wie ist der Sachstand bei der Novelle des Klimaanpassungsgesetzes? Wann wird 

das MUNV einen Entwurf zur Beratung vorlegen?

7.7. Wie ist der Sachstand bei der Erarbeitung der Landeswasserstrategie? Wann wird 

das MUNV diese vorstellen?

8.8. Wie ist der Sachstand bei der Erarbeitung der Kreislaufwirtschaftsstrategie? Wann 

wird das MUNV diese vorstellen?

1212 https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMV18-1578.pdf
1313 https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD18-6849.pdf
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9.9. Wie ist der Sachstand bei der Erarbeitung einer Rohstoffabgabe? Wann wird das 

MUNV hier einen Entwurf vorstellen?

10. Wie ist der Sachstand bei der Erarbeitung eines neuen Biber-Leitfadens? Wann 

wird das MUNV diesen vorstellen?

11. Wie ist der Sachstand bei der Anpassung des Landesnaturschutzgesetzeses? Wann 

wird das MUNV einen Entwurf zur Beratung vorlegen?

12. Wann erfolgt eine strengere Unterschutzstellung der Streuobstwiesen in NRW? 

Wie wird diese administriert?

Mit freundlichen Grüßen

René Schneider MdL
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Verbraucherschutz, Landwirtschaft, Forsten und ländliche Räume

Frau Dr. Patricia Peill

Platz des Landtags 1

40221 Düsseldorf

René Schneider MdL
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Verbraucherschutz

Fon: 0211-884-43 63

Mail:
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Düsseldorf, 18. Dezember 2025

Erleuchtung in Euskirchen: Wie will das Umweltministerium beim Wolfsmonitoring nachbessern?

Bitte um einen schriftlichen Bericht für die Sitzung des Ausschusses für Umwelt, Natur- und 

Verbraucherschutz, Landwirtschaft, Forsten und ländliche Räume (AULNV) am 1414. Januar 2026

Sehr geehrte Frau Vorsitzende,

„Ministerium will beim Wolf-Monitoring nachbessern“, so titelt der Kölner Stadtanzeiger am 

08. Dezember 2025 zu einer Informationsveranstaltung zum Umgang mit dem Wolf im Kreis 

Euskirchen.1 Für das MUNV nahm laut Berichterstattung Dr. Josef Tumbrinck an der Diskussion 

teil. Dazu zitiert der KStA Dr. Tumbrinck unter anderem so: „Wir müssen beim Monitoring im Kreis 

Euskirchen nachbessern. Es gab Gründe für die Defizite. Wir sind da dran.“2

Mit dem Monitoring greift der Vertreter des MUNV eine zentrale Stellschraube des Landes im 

Umgang mit dem Wolf auf. Wie hier nachzubessern ist, hat der Landtag im Jahr 2025 intensiv 

diskutiert. Am 18. Juni 2025 verabschiedete der zuständige Fachausschuss dann unter anderem 

einen Antrag mit folgender Forderung: „Der Landtag beauftragt die Landesregierung, im Rahmen 

vorhandener Mittel [...], die Jägerschaft in Nordrhein-Westfalen ähnlich wie in Niedersachsen 

transparent in das Wolfsmonitoring des LANUK einzubinden, um mit weiteren aktuellen Daten 

die Wolfspopulation zu ermitteln [...].“3 Weitergehende Forderung der SPD-Fraktion zu einem 

aktiven Wolfsmonitoring fanden in der Plenarsitzung am 10. Juli 2025 keine Mehrheit.4 Nun 

scheint aber so oder so Bewegung ins Handeln der Landesregierung zu kommen.

1 https://www.ksta.de/region/euskirchen-eifel/kreis-euskirchen/streitthema-wolf-land-will-beim-

monitoring-nachbessern-1165555
2 https://www.ksta.de/region/euskirchen-eifel/kreis-euskirchen/streitthema-wolf-land-will-beim-

monitoring-nachbessern-1165555
3 https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD18-14336.pdf
4 https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD18-14661.pdf
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Am 17. Dezember 2025 wurde zudem der langerwartete Gesetzentwurf des Bundesministeriums

für Landwirtschaft, Ernährung und Heimat (BMLEH) im Bundeskabinett beschlossen, in dem unter 

anderem der Wolf in das Jagdrecht aufgenommen und den Bundesländern Möglichkeiten für ein 

regionales Bestandsmanagement sowie die Ausweisung von Weidegebieten gegeben werden soll.

Vor diesem Hintergrund bittet die SPD-Fraktion die Landesregierung um einen schriftlichen 

Bericht zur Sitzung des Ausschusses am 14. Januar 2026 zum Thema: „Erleuchtung in Euskirchen: 

Wie will das Umweltministerium beim Wolfsmonitoring nachbessern?“

Der Bericht soll dabei u.a. folgende Fragen beantworten:

1.1. Welche Defizite meint das MUNV, wie oben benannt durch seinen Vertreter im Kreis 

Euskirchen geäußert, mit Blick auf das Wolfsmonitoring? Wo besteht 

Nachbesserungsbedarf?

2.2. Wie will das MUNV das Wolfsmonitoring mit Blick auf ganz NRW verbessern?

3.3. Wann sieht das MUNV Anpassungen des Wolfsmonitorings vor?

4.4. Wann setzt das MUNV den oben genannten Landtagsbeschluss vom 18. Juni 2025 zum 

Wolfsmonitoring um? Wie will sie das im Detail tun?

5.5. Wie will die Landesregierung das regionale Bestandsmanagement umsetzen, dass im 

Gesetzentwurf der Bundesregierung vorgesehen ist?

6.6. Inwiefern plant die Landesregierung, Weidegebiete im Sinne des Gesetzentwurfs der 

Bundesregierung zukünftig auch in Nordrhein-Westfalen ausweisen?

Mit freundlichen Grüßen

René Schneider MdL
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„Wiedervernässt oder wieder nur Wiedervorlage: Wie entwickeln sich die Moore in NRW?“  

– Bitte um einen schriftlichen Bericht der Landesregierung zur Sitzung des Ausschusses 

Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz am 14. Januar 2026 

Intakte Moore und wiedervernässte Flächen sind von großer Bedeutung für den 

Klimaschutz, da sie große Mengen an Treibhausgasen speichern können. Intensiv genutzte 

Moorböden hingegen emittieren Treibhausgase und sind ein wesentlicher Faktor für die 

Treibhausgasemissionen in der Landwirtschaft. 

Am 21. November 2024 hat das Ministerium für Umwelt, Naturschutz und Verkehr NRW 

(MUNV) gemeinsam mit der Landwirtschaftskammer NRW, dem Rheinischen 

Landwirtschafts-Verband e. V. (RLV) und dem Westfälisch-Lippischen 

Landwirtschaftsverband e. V. (WLV) die „Vereinbarung zum Moorschutz in Nordrhein-

Westfalen“ öffentlichkeitswirksam im Rahmen der „NRW-Moorschutzkonferenz 2024: 

Gemeinsam für den Schutz der Moore in Nordrhein-Westfalen“ unterzeichnet. Die 

Vereinbarung umfasst unter anderem, bisher landwirtschaftlich genutzte Moorflächen 

wiederzuvernässen sowie wiedervernässte Flächen für eine landwirtschaftliche Nutzung 

zu identifizieren und zu entwickeln. 

Vor diesem Hintergrund bittet die SPD-Fraktion die Landesregierung um einen schriftlichen 

Bericht zur Sitzung des Ausschusses am 14. Januar 2026 zum Thema: „Wiedervernässt oder 

wieder nur Wiedervorlage: Wie entwickeln sich die Moore in NRW?“
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Der Bericht soll dabei unter anderem folgende Fragen beantworten: 

1.1. Wie viele Hektar trockengelegter Moore gibt es in Nordrhein-Westfalen? (Bitte 

aufschlüsseln nach Kommunen) 

2.2. Wie viele Hektar trockengelegter Moore wurden in den letzten fünf Jahren 

wiedervernässt? (Bitte jährlich aufschlüsseln nach Kommunen) 

3.3. Wie hoch ist der jährliche Treibhausgasausstoß der trockengelegten Moore in NRW? 

4.4. Auf wie vielen Hektar werden auf wiedervernässten Flächen landwirtschaftliche 

Produkte erzeugt? 

5.5. Welche Produkte werden auf wiedervernässten Flächen in Nordrhein-Westfalen 

angebaut? 

6.6. Wie viele Landwirte beteiligen sich an der Wiedervernässung ihrer Flächen und wie 

viele Hektar stellen sie zur Verfügung? 

7.7. Auf wie vielen Flächen ist in den letzten fünf Jahren eine Wiedervernässung geprüft 

worden und wie viele Hektar umfasst diese Fläche? 

8.8. Plant die Landesregierung, eine Moorstrategie für Nordrhein-Westfalen zu 

entwickeln? 

Mit freundlichen Grüßen 

René Schneider MdL 
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